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Gesetzentwurf 
der Bundesregierung 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes

A. Problem und Ziel 

Dem Elterngeld kommt als Leistung in der Frühphase der Elternschaft eine weichenstel-
lende Rolle für die Entwicklung und Ausgestaltung des weiteren Familienlebens zu. Es 
unterstützt Mütter und Väter wirksam dabei, dass sich beide Zeit für die Familie und Zeit 
für den Beruf nehmen können – so, wie es den Vorstellungen und Wünschen einer Mehr-
heit junger Eltern entspricht. Mit der Unterstützung des Elterngeldes haben sich im letzten 
Jahrzehnt Familien- und Arbeitszeiten zwischen Müttern und Vätern neu verteilt. Die so 
entstandenen Lebens- und Familienentwürfe bringen neue Vorstellungen und Wünsche, 
aber auch Bedarfe zur Umsetzung dieser Vorstellungen mit sich. Gerade Väter äußern 
den Wunsch nach flexibleren Möglichkeiten, Familie und Beruf zu vereinbaren (BMFSFJ 
2018: Väterreport). Eltern mit kleinen Kindern wünschen sich zudem eine stärkere Förde-
rung der partnerschaftlichen Aufteilung von Berufsarbeit und Kinderbetreuung (DIW 2013: 
Wochenbericht Nummer 46, Institut für Demoskopie Allensbach (2015): Weichenstellun-
gen für die Aufgabenteilung in Familie und Beruf). Die Neuregelungen sollen daher in 
Form von deutlich flexibleren Angeboten zur Nutzung des Elterngeldes den Wünschen 
und Bedarfen der Eltern entgegenkommen sowie zeitliche Bedarfe decken, die sich etwa 
für Eltern besonders früh geborener Kinder ergeben. Paare sowie Alleinerziehende sollen 
den Anforderungen des Alltags mit kleinen Kindern und einer Berufstätigkeit besser be-
gegnen können. Darüber hinaus sollen Eltern und die Verwaltung von Vereinfachungen 
des Verwaltungsverfahrens und rechtlichen Klarstellungen, deren Notwendigkeit sich aus 
dem Vollzug des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes (BEEG) ergeben hat, profitie-
ren.

B. Lösung 

Die neuen Regelungen stellen Eltern zusätzliche und flexiblere Angebote zur Nutzung des 
Elterngeldes zur Verfügung. Die Erhöhung der während des Elterngeldbezugs zulässigen 
Arbeitszeit unterstützt Eltern dabei, einerseits das Familieneinkommen abzusichern und 
andererseits durch die Teilzeit mehr Zeit für die Familie zu haben. Die Flexibilisierung des 
Partnerschaftsbonus macht es Eltern leichter, den Bonus in Anspruch zu nehmen und so 
ihrem Wunsch nach einer partnerschaftlichen Verteilung von Familien- und Arbeitszeiten 
nachzukommen. Eltern von besonders früh geborenen Kindern erhalten mehr Zeit, wenn 
das Kind mindestens sechs Wochen zu früh geboren wurde. Verwaltungsrechtliche An-
passungen und Vereinfachungen des Verwaltungsverfahrens führen zu einer Entlastung 
für Antragstellende.
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C. Alternativen 

Keine.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Für die neuen Regelungen zur Flexibilisierung und Erweiterung der Elterngeldvorausset-
zungen sowie für die verwaltungsrechtlichen Anpassungen und Vereinfachungen sind 
keine Mehrausgaben gegenüber der geltenden Rechtslage zu erwarten. Einsparungen 
und Kosten der Reform heben sich gegenseitig auf.

Haushaltsbelastung (+) bzw. Haushaltsentlastung (–)

– in Mio. Euro –

Jahr 2021 2022 2023 2024

Elterngeld –10 +/–0 +/–0 +/–0

Mögliche Folgewirkungen bei Sozialleistungen wie den Leistungen nach dem Zweiten 
Buch Sozialgesetzbuch und nach dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch, dem Kinderzu-
schlag und dem Wohngeld sind im Einzelnen nicht quantifizierbar, werden aber nach der-
zeitiger Einschätzung als geringfügig eingestuft und daher nicht ausgewiesen. Für die 
Bundesverwaltung ist mit einmaligen Kosten von rund 5,6 Tsd. Euro zu rechnen. Dies ist 
insbesondere auf Änderungsbedarfe in Bezug auf die Plausibilitätsprüfungen und die Ty-
pisierungs- und Tabellierungsprogramme der zentralen Elterngeldstatistik zurückzuführen. 
Diese und eventuell andere resultierende Mehrausgaben an Sach- und Personalmitteln 
beim Bund sind innerhalb der geltenden Haushalts- und Finanzplanansätze der fachlich 
betroffenen Einzelpläne zu finanzieren.

E. Erfüllungsaufwand 

Insgesamt entsteht durch die Änderung des BEEG eine jährliche Entlastung in Höhe von 
rd. 1,7 Mio. Euro. Zudem ist mit einmaligen Umstellungskosten zu rechnen.

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Für Bürgerinnen und Bürger entsteht durch neu geschaffene und veränderte Vorgaben 
eine jährliche Entlastung von rd. 5,3 Tsd. Stunden sowie rd. 168 Tsd. Euro.

Veränderung des jährlichen Zeitaufwands in Stunden: –5.269,5

Veränderung des jährlichen Sachaufwands in Tsd. Euro: –168

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Durch neu geschaffene und veränderte Vorgaben entsteht der Wirtschaft eine jährliche 
Entlastung beim Erfüllungsaufwand und damit gleichzeitig bei den Bürokratiekosten aus 
Informationspflichten in Höhe von rd. 675 Tsd. Euro. Im Sinne der „One in, one out“-Regel 
der Bundesregierung stellt der jährliche Erfüllungsaufwand der Wirtschaft in diesem Rege-
lungsvorhaben ein „Out“ von – 675 Tsd. Euro dar.
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Veränderung des jährlichen Erfüllungsaufwands in Tsd. Euro: –675

davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten in Tsd. Eu-

ro:

–675

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Für die Bundesverwaltung ist mit einem einmaligen Erfüllungsaufwand von rund 5,6 Tsd. 
Euro zu rechnen. Dies ist insbesondere auf Änderungsbedarfe in Bezug auf die Plausibili-
tätsprüfungen und die Typisierungs- und Tabellierungsprogramme der zentralen Elternge-
ldstatistik zurückzuführen. Auf Landesebene ergibt sich eine jährliche Entlastung von rd. 
886 Tsd. Euro.

Veränderung des jährlichen Erfüllungsaufwands in Tsd. Euro: –886

davon auf Bundesebene in Tsd. Euro:

davon auf Landesebene in Tsd. Euro: –886

Einmaliger Erfüllungsaufwand in Tsd. Euro: 5,6

davon auf Bundesebene in Tsd. Euro: 5,6

davon auf Landesebene in Tsd. Euro:

F. Weitere Kosten 

Der Wirtschaft und der Verwaltung als Arbeitgeber können weitere Kosten durch die Ein-
stellung von Elternzeitvertretungen und durch die damit verbundenen Aktivitäten entste-
hen. Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbrau-
cherpreisniveau, sind nicht zu erwarten.
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Gesetzentwurf 
der Bundesregierung 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes

Bundesrepublik Deutschland 
   Die Bundeskanzlerin 

An den 
Präsidenten des Bundesrates 
Herrn Ministerpräsidenten 
Dr. Dietmar Woidke

Sehr geehrter Herr Präsident,

 Berlin, 25. September 2020

hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes den von der 

Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Bundeselterngeld- 
und Elternzeitgesetzes 

mit Begründung und Vorblatt. 

Federführend ist das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend. 

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Absatz 1 NKRG 

ist als Anlage beigefügt. 

Mit freundlichen Grüßen 

Dr. Angela Merkel

Fristablauf: 06.11.20
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Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Bundeselterngeld- 
und Elternzeitgesetzes 

Vom ... 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 

Änderung des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes 

Das Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 
27. Januar 2015 (BGBl. I S. 33), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Mai 2020
(BGBl. I S. 1061) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 Nummer 2 werden nach den Wörtern „der Arbeitsgemeinschaft
Evangelikaler Missionen e. V.“ die Wörter „, des Deutschen katholischen Mis-
sionsrates“ gestrichen.

bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Dies gilt auch für mit der nach Satz 1 berechtigten Person in einem Haushalt 
lebende Ehegatten oder Ehegattinnen.“ 

b) Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

„2. ein Kind des Ehegatten oder der Ehegattin in seinen Haushalt aufgenommen
hat oder“.

c) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

„(4) Können die Eltern wegen einer schweren Krankheit, Schwerbehinderung oder
Tod der Eltern ihr Kind nicht betreuen, haben Verwandte bis zum dritten Grad und
ihre Ehegatten oder Ehegattinnen Anspruch auf Elterngeld, wenn sie die übrigen
Voraussetzungen nach Absatz 1 erfüllen und von anderen Berechtigten Elterngeld
nicht in Anspruch genommen wird.“

d) In Absatz 6 wird die Angabe „30“ durch die Angabe „32“ und werden die Wörter
„des Monats“ durch die Wörter „des Lebensmonats“ ersetzt.

e) In Absatz 8 Satz 2 wird die Angabe „500 000“ durch die Angabe „300 000“ ersetzt.

2. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 wird das Wort „Monate“ durch das Wort „Lebensmonate“ ersetzt.
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bb) In Satz 3 wird im Satzteil nach Nummer 2 das Wort „Monaten“ durch das Wort 
„Lebensmonaten“ ersetzt. 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird das Wort „Monate“ durch das Wort „Lebensmonate“ ersetzt.

bb) In Satz 3 werden die Wörter „Elterngeld im Sinne des § 4 Absatz 2 Satz 2“
durch das Wort „Basiselterngeld“, jeweils die Wörter „in Monaten“ durch die 
Wörter „in Lebensmonaten“ und die Wörter „im Sinne des § 4 Absatz 3 Satz 
1“ durch die Wörter „im Sinne des § 4a Absatz 2“ ersetzt. 

3. § 2b wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird das Wort „Monat“ durch das Wort „Kalendermonat“ ersetzt.

bb) Satz 2 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

„1. im Zeitraum nach § 4 Absatz 1 Satz 2 und 3 und Absatz 5 Satz 3 Nummer 
2 Elterngeld für ein älteres Kind bezogen hat,“. 

cc) Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt:

„Abweichend von Satz 2 sind Kalendermonate im Sinne des Satzes 2 Nummer
1 bis 4 auf Antrag der berechtigten Person zu berücksichtigen.“

b) Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Abweichend von Absatz 1 ist für die Ermittlung des Einkommens aus nicht-
selbstständiger Erwerbstätigkeit vor der Geburt der letzte abgeschlossene steuer-
liche Veranlagungszeitraum vor der Geburt maßgeblich, wenn die berechtigte Per-
son in den Zeiträumen nach Absatz 1 oder Absatz 2 Einkommen aus selbststän-
diger Erwerbstätigkeit hatte.“ 

c) Folgender Absatz 4 wird angefügt:

„(4) Abweichend von Absatz 3 ist auf Antrag der berechtigten Person für die 
Ermittlung des Einkommens aus nichtselbstständiger Erwerbstätigkeit allein der 
Bemessungszeitraum nach Absatz 1 maßgeblich, wenn die zu berücksichtigende 
Summe der Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb und selbst-
ständiger Arbeit nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Einkommensteuer-
gesetzes 

1. in den jeweiligen steuerlichen Gewinnermittlungszeiträumen, die dem letzten
abgeschlossenen steuerlichen Veranlagungszeitraum vor der Geburt des Kin-
des zugrunde liegen, durchschnittlich weniger als 35 Euro im Kalendermonat
betrug und

2. in den jeweiligen steuerlichen Gewinnermittlungszeiträumen, die dem steuer-
lichen Veranlagungszeitraum der Geburt des Kindes zugrunde liegen, bis ein-
schließlich zum Kalendermonat vor der Geburt des Kindes durchschnittlich
weniger als 35 Euro im Kalendermonat betrug.

Abweichend von § 2 Absatz 1 Satz 3 Nummer 2 ist für die Berechnung des Eltern-
geldes im Fall des Satzes 1 allein das Einkommen aus nichtselbstständiger Er-
werbstätigkeit maßgeblich. Die für die Entscheidung über den Antrag notwendige
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Ermittlung der Höhe der Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb 
und selbstständiger Arbeit erfolgt für die Zeiträume nach Satz 1 Nummer 1 ent-
sprechend § 2d Absatz 2; in Fällen, in denen zum Zeitpunkt der Entscheidung kein 
Einkommensteuerbescheid vorliegt, und für den Zeitraum nach Satz 1 Nummer 2 
erfolgt die Ermittlung der Höhe der Einkünfte entsprechend § 2d Absatz 3. Die 
Entscheidung über den Antrag erfolgt abschließend auf der Grundlage der Höhe 
der Einkünfte, wie sie sich aus den gemäß Satz 3 vorgelegten Nachweisen ergibt.“ 

4. § 2c wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „Monate“ durch das Wort „Kalendermonate“ er-
setzt.

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird das Wort „Monat“ durch das Wort „Kalendermonat“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird das Wort „Monate“ durch das Wort „Kalendermonate“ ersetzt.

5. In § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 werden die Wörter „oder dem Betreuungsgeld“ ge-
strichen.

6. § 4 wird durch die folgenden §§ 4 bis 4d ersetzt:

„§ 4 

Bezugsdauer, Anspruchsumfang 

(1) Elterngeld wird als Basiselterngeld oder als Elterngeld Plus gewährt. Es kann
ab dem Tag der Geburt bezogen werden. Basiselterngeld kann bis zur Vollendung des 
14. Lebensmonats des Kindes bezogen werden. Elterngeld Plus kann bis zur Vollen-
dung des 32. Lebensmonats bezogen werden, solange es ab dem 15. Lebensmonat in
aufeinander folgenden Lebensmonaten von zumindest einem Elternteil in Anspruch
genommen wird. Für angenommene Kinder und Kinder im Sinne des § 1 Absatz 3 Satz
1 Nummer 1 kann Elterngeld ab Aufnahme bei der berechtigten Person längstens bis
zur Vollendung des achten Lebensjahres des Kindes bezogen werden.

(2) Elterngeld wird in Monatsbeträgen für Lebensmonate des Kindes gezahlt. Der
Anspruch endet mit dem Ablauf des Lebensmonats, in dem eine Anspruchsvorausset-
zung entfallen ist. Die Eltern können die jeweiligen Monatsbeträge abwechselnd oder 
gleichzeitig beziehen.

(3) Die Eltern haben gemeinsam Anspruch auf zwölf Monatsbeträge Basiseltern-
geld. Ist das Einkommen aus Erwerbstätigkeit eines Elternteils in zwei Lebensmonaten 
gemindert, haben die Eltern gemeinsam Anspruch auf zwei weitere Monate Basisel-
terngeld (Partnermonate). Statt für einen Lebensmonat Basiselterngeld zu beanspru-
chen, kann die berechtigte Person jeweils zwei Lebensmonate Elterngeld Plus bezie-
hen. 

(4) Ein Elternteil hat Anspruch auf höchstens zwölf Monatsbeträge Basiseltern-
geld zuzüglich der höchstens vier zustehenden Monatsbeträge Partnerschaftsbonus 
nach § 4b. Ein Elternteil hat nur Anspruch auf Elterngeld, wenn er es mindestens für 
zwei Lebensmonate bezieht. Lebensmonate des Kindes, in denen einem Elternteil 
nach § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 anzurechnende Leistungen oder nach § 192 
Absatz 5 Satz 2 des Versicherungsvertragsgesetzes Versicherungsleistungen
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zustehen, gelten als Monate, für die dieser Elternteil Basiselterngeld nach § 4a Absatz 
1 bezieht.

(5) Eltern, deren Kind mindestens sechs Wochen vor dem voraussichtlichen Tag
der Entbindung geboren wurde, haben abweichend von Absatz 3 Satz 1 einen gemein-
samen Anspruch auf 13 Monatsbeträge Basiselterngeld. Für die Berechnung des Zeit-
raums zwischen dem voraussichtlichen Tag der Entbindung und dem tatsächlichen Tag 
der Geburt ist der voraussichtliche Tag der Entbindung maßgeblich, wie er sich aus 
dem ärztlichen Zeugnis oder dem Zeugnis einer Hebamme oder eines Entbindungs-
pflegers ergibt. Im Fall des Satzes 1

1. hat ein Elternteil abweichend von Absatz 4 Satz 1 Anspruch auf höchstens 13 Mo-
natsbeträge Basiselterngeld,

2. kann Basiselterngeld abweichend von Absatz 1 Satz 3 bis zur Vollendung des 15.
Lebensmonats des Kindes bezogen werden,

3. kann Elterngeld Plus abweichend von Absatz 1 Satz 4 bis zur Vollendung des 32.
Lebensmonats bezogen werden, solange es ab dem 16. Lebensmonat in aufei-
nander folgenden Lebensmonaten von zumindest einem Elternteil in Anspruch ge-
nommen wird.

§ 4a

Berechnung von Basiselterngeld und Elterngeld Plus 

(1) Basiselterngeld wird allein nach den Vorgaben der §§ 2 bis 3 ermittelt.

(2) Elterngeld Plus wird nach den Vorgaben der §§ 2 bis 3 und den zusätzlichen
Vorgaben der Sätze 2 und 3 ermittelt. Das Elterngeld Plus beträgt monatlich höchstens 
die Hälfte des Basiselterngeldes, das der berechtigten Person zustünde, wenn sie wäh-
rend des Elterngeldbezugs keine Einnahmen im Sinne des § 2 oder des § 3 hätte oder 
hat. Für die Berechnung des Elterngeldes Plus halbieren sich: 

1. der Mindestbetrag für das Elterngeld nach § 2 Absatz 4 Satz 1,

2. der Mindestbetrag des Geschwisterbonus nach § 2a Absatz 1 Satz 1,

3. der Mehrlingszuschlag nach § 2a Absatz 4 sowie

4. die von der Anrechnung freigestellten Elterngeldbeträge nach § 3 Absatz 2.

§ 4b

Partnerschaftsbonus 

(1) Wenn beide Elternteile

1. nicht weniger als 24 und nicht mehr als 32 Wochenstunden im Durchschnitt des
Lebensmonats erwerbstätig sind und

2. die Voraussetzungen des § 1 erfüllen,

hat jeder Elternteil für diesen Lebensmonat Anspruch auf einen zusätzlichen Monats-
betrag Elterngeld Plus (Partnerschaftsbonus).
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(2) Die Eltern haben je Elternteil Anspruch auf höchstens vier Monatsbeträge Part-
nerschaftsbonus. Sie können den Partnerschaftsbonus nur beziehen, wenn sie ihn je-
weils für mindestens zwei Lebensmonate in Anspruch nehmen. 

(3) Die Eltern können den Partnerschaftsbonus nur gleichzeitig und in aufeinander
folgenden Lebensmonaten beziehen. 

(4) Treten während des Bezugs des Partnerschaftsbonus die Voraussetzungen für
einen alleinigen Bezug nach § 4c Absatz 1 Nummer 1 bis 3 ein, so kann der Bezug 
durch einen Elternteil nach § 4c Absatz 2 fortgeführt werden. 

(5) Das Erfordernis des Bezugs in aufeinander folgenden Lebensmonaten nach
Absatz 3 und § 4 Absatz 1 Satz 4 gilt auch dann als erfüllt, wenn sich während des 
Bezugs oder nach dem Ende des Bezugs herausstellt, dass die Voraussetzungen für 
den Partnerschaftsbonus nicht in allen Lebensmonaten, für die der Partnerschaftsbo-
nus beantragt wurde, vorliegen oder vorlagen. 

§ 4c

Alleiniger Bezug durch einen Elternteil 

(1) Ein Elternteil kann abweichend von § 4 Absatz 4 Satz 1 zusätzlich auch das
Elterngeld für die Partnermonate nach § 4 Absatz 3 Satz 3 beziehen, wenn das Ein-
kommen aus Erwerbstätigkeit für zwei Lebensmonate gemindert ist und

1. bei diesem Elternteil die Voraussetzungen für den Entlastungsbetrag für Alleiner-
ziehende nach § 24b Absatz 1 und 3 des Einkommensteuergesetzes vorliegen und
der andere Elternteil weder mit ihm noch mit dem Kind in einer Wohnung lebt,

2. mit der Betreuung durch den anderen Elternteil eine Gefährdung des Kindeswohls
im Sinne von § 1666 Absatz 1 und 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs verbunden
wäre oder

3. die Betreuung durch den anderen Elternteil unmöglich ist, insbesondere weil er
wegen einer schweren Krankheit oder einer Schwerbehinderung sein Kind nicht
betreuen kann; für die Feststellung der Unmöglichkeit der Betreuung bleiben wirt-
schaftliche Gründe und Gründe einer Verhinderung wegen anderweitiger Tätigkei-
ten außer Betracht.

(2) Liegt eine der Voraussetzungen des Absatzes 1 Nummer 1 bis 3 vor, so hat ein
Elternteil, der in mindestens zwei bis höchstens vier aufeinander folgenden Lebensmo-
naten nicht weniger als 24 und nicht mehr als 32 Wochenstunden im Durchschnitt des 
Lebensmonats erwerbstätig ist, für diese Lebensmonate Anspruch auf zusätzliche Mo-
natsbeträge Elterngeld Plus.  

§ 4d

Weitere Berechtigte

Die §§ 4 bis 4c gelten in den Fällen des § 1 Absatz 3 und 4 entsprechend. Der 
Bezug von Elterngeld durch nicht sorgeberechtigte Elternteile und durch Personen, die 
nach § 1 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 und 3 Anspruch auf Elterngeld haben, bedarf der 
Zustimmung des sorgeberechtigten Elternteils.“

7. Abschnitt 2 wird aufgehoben.
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8. Der bisherige Abschnitt 3 wird Abschnitt 2.

9. § 5 wird wie folgt gefasst:

„§ 5  

Zusammentreffen von Ansprüchen 

(1) Erfüllen beide Elternteile die Anspruchsvoraussetzungen, bestimmen sie, wer
von ihnen die Monatsbeträge für welche Lebensmonate des Kindes in Anspruch nimmt.

(2) Beanspruchen beide Elternteile zusammen mehr als die ihnen nach § 4 Ab-
satz 3 und § 4b oder nach § 4 Absatz 3 und § 4b in Verbindung mit § 4d zustehenden 
Monatsbeträge, so besteht der Anspruch eines Elternteils, der nicht über die Hälfte der 
zustehenden Monatsbeträge hinausgeht, ungekürzt; der Anspruch des anderen Eltern-
teils wird gekürzt auf die vom Gesamtanspruch verbleibenden Monatsbeträge. Bean-
sprucht jeder der beiden Elternteile mehr als die Hälfte der ihm zustehenden Monats-
beträge, steht jedem Elternteil die Hälfte des Gesamtanspruchs der Monatsbeträge zu. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten in den Fällen des § 1 Absatz 3 und 4 entsprechend.
Wird eine Einigung mit einem nicht sorgeberechtigten Elternteil oder einer Person, die 
nach § 1 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 und 3 Anspruch auf Elterngeld hat, nicht erzielt, 
so kommt es abweichend von Absatz 2 allein auf die Entscheidung des sorgeberech-
tigten Elternteils an.“ 

10. § 6 wird wie folgt gefasst:

„§ 6  

Auszahlung 

Elterngeld wird im Laufe des Lebensmonats gezahlt, für den es bestimmt ist.“ 

11. § 7 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „oder Betreuungsgeld“ gestrichen.

bb) Die Sätze 2 und 3 werden wie folgt gefasst:

„Es wird rückwirkend nur für die letzten drei Lebensmonate vor Beginn des 
Lebensmonats geleistet, in dem der Antrag auf Elterngeld eingegangen 
ist. Im Antrag ist anzugeben, für welche Lebensmonate Basiselterngeld, 
für welche Lebensmonate Elterngeld Plus oder für welche Lebensmo-
nate Partnerschaftsbonus beantragt wird.“ 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 wird das Wort „Monate“ durch das Wort „Lebensmonate“ und das
Wort „Monats“ durch das Wort „Lebensmonats“ ersetzt.

bb) In Satz 4 wird das Wort „Monat“ durch das Wort „Lebensmonat“ und werden 
die Wörter „Elterngeld nach § 4 Absatz 2 Satz 2“ durch das Wort „Basiseltern-
geld“ ersetzt. 

c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
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„(3) Der Antrag ist, außer im Fall des § 4c und der Antragstellung durch eine 
allein sorgeberechtigte Person, zu unterschreiben von der Person, die ihn stellt, 
und zur Bestätigung der Kenntnisnahme auch von der anderen berechtigten Per-
son. Die andere berechtigte Person kann gleichzeitig 

1. einen Antrag auf Elterngeld stellen oder

2. der Behörde anzeigen, wie viele Monatsbeträge sie beansprucht, wenn mit
ihrem Anspruch die Höchstgrenzen nach § 4 Absatz 3 in Verbindung mit § 4b über-
schritten würden.  

Liegt der Behörde von der anderen berechtigten Person weder ein Antrag auf 
Elterngeld noch eine Anzeige nach Satz 2 vor, so werden sämtliche Monatsbe-
träge der berechtigten Person ausgezahlt, die den Antrag gestellt hat; die andere 
berechtigte Person kann bei einem späteren Antrag abweichend von § 5 Absatz 2 
nur die unter Berücksichtigung von § 4 Absatz 3 in Verbindung mit § 4b vom Ge-
samtanspruch verbleibenden Monatsbeträge erhalten.“

12. § 8 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird das Wort „sind“ durch das Wort „ist“ ersetzt und werden die Wörter
„und die Arbeitszeit“ gestrichen.

b) In Absatz 1a Satz 1 Nummer 2 werden die Wörter „§ 4 Absatz 4 Satz 3“ durch die
Angabe „§ 4b“ und die Wörter „§ 4 Absatz 4 Satz 3 in Verbindung mit § 4 Absatz 7
Satz 1“ durch die Wörter „§ 4b in Verbindung mit § 4d Satz 1“ ersetzt.

c) Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„In den Fällen, in denen zum Zeitpunkt der Antragstellung der Steuerbescheid für
den letzten abgeschlossenen steuerlichen Veranlagungszeitraum vor der Geburt
des Kindes nicht vorliegt und nach den Angaben im Antrag die Beträge nach § 1
Absatz 8 voraussichtlich nicht überschritten werden, wird das Elterngeld unter dem
Vorbehalt des Widerrufs für den Fall gezahlt, dass entgegen den Angaben im An-
trag die Beträge nach § 1 Absatz 8 überschritten werden.“

d) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa) In Nummer 1 werden die Wörter „oder nach § 4a Absatz 1 Nummer 1 
in Verbindung mit § 1 Absatz 8“ gestrichen. 

bbb) In Nummer 2 wird das Komma durch das Wort „oder“ ersetzt. 

ccc) In Nummer 3 wird das Wort „oder“ durch einen Punkt ersetzt.

ddd) Nummer 4 wird aufgehoben.

bb) Satz 2 wird aufgehoben. 

13. § 10 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden nach dem Wort „Elterngeld“ die Wörter „, das Betreuungsgeld“,
das Wort „jeweils“, die Angabe „oder § 4c“ und das Wort „jeweilige“ gestrichen.

b) In Absatz 2 werden nach dem Wort „Elterngeld“ die Wörter „, das Betreuungsgeld“,
das Wort „jeweils“, die Angabe „oder § 4c“ und das Wort „jeweilige“ gestrichen.
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c) In Absatz 5 Satz 1 wird das Wort „und“ durch ein Komma ersetzt und werden nach
dem Wort „Bundeskindergeldgesetzes“ die Wörter „und dem Asylbewerberleis-
tungsgesetz“ eingefügt.

14. In § 11 Satz 1 werden nach dem Wort „Elterngeldes“ die Wörter „des Betreuungsgel-
des“ und das Wort „jeweils“ gestrichen.

15. § 12 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift wird das Wort „Aufbringung“ durch das Wort „Bewirtschaftung“
ersetzt.

b) Absatz 1 Satz 2 und 3 wird wie folgt gefasst:

„Zuständig ist die von den Ländern für die Durchführung dieses Gesetzes be-
stimmte Behörde des Bezirks, in dem das Kind, für das Elterngeld beansprucht
wird, zum Zeitpunkt der ersten Antragstellung seinen inländischen Wohnsitz hat.
Hat das Kind, für das Elterngeld beansprucht wird, in den Fällen des § 1 Absatz 2
zum Zeitpunkt der ersten Antragstellung keinen inländischen Wohnsitz, so ist die
von den Ländern für die Durchführung dieses Gesetzes bestimmte Behörde des
Bezirks zuständig, in dem die berechtigte Person ihren letzten inländischen Wohn-
sitz hatte; hilfsweise ist die Behörde des Bezirks zuständig, in dem der entsen-
dende Dienstherr oder Arbeitgeber der berechtigten Person oder der Arbeitgeber
des Ehegatten oder der Ehegattin der berechtigten Person den inländischen Sitz
hat.“

c) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt:

„(2) Den nach Absatz 1 zuständigen Behörden obliegt auch die Beratung zur 
Elternzeit.“ 

d) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und wird wie folgt gefasst:

„(3) Der Bund trägt die Ausgaben für das Elterngeld. Die damit zusammenhän-
genden Einnahmen sind an den Bund abzuführen. Für die Ausgaben und die mit 
ihnen zusammenhängenden Einnahmen sind die Vorschriften über das Haushalts-
recht des Bundes einschließlich der Verwaltungsvorschriften anzuwenden.“ 

16. In § 14 Absatz 3 werden die Wörter „Satz 1 und 3“ gestrichen.

17. Der bisherige Abschnitt 4 wird Abschnitt 3.

18. § 15 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 4 Satz 1 und 2 wird wie folgt gefasst:

„Der Arbeitnehmer oder die Arbeitnehmerin darf während der Elternzeit nicht mehr
als 32 Wochenstunden im Durchschnitt des Monats erwerbstätig sein. Eine im
Sinne des § 23 des Achten Buches Sozialgesetzbuch geeignete Tagespflegeper-
son darf bis zu fünf Kinder in Tagespflege betreuen, auch wenn die wöchentliche
Betreuungszeit 32 Stunden übersteigt.“

b) Absatz 7 Satz 1 Nummer 3 wird wie folgt gefasst:

„3. die vertraglich vereinbarte regelmäßige Arbeitszeit soll für mindestens zwei
Monate auf einen Umfang von nicht weniger als 15 und nicht mehr als 32 
Wochenstunden im Durchschnitt des Monats verringert werden,“. 
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19. In § 18 Absatz 2 Nummer 2 werden die Wörter „§ 4 Absatz 1 Satz 1 und 3“ durch die
Wörter „§ 4 Absatz 1 Satz 2 und 3 sowie Satz 5“ ersetzt.

20. § 20 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Die zu ihrer Berufsbildung Beschäftigten gelten als Arbeitnehmer und Arbeit-
nehmerinnen im Sinne dieses Gesetzes. Die Elternzeit wird auf die Dauer einer Be-
rufsausbildung nicht angerechnet, es sei denn, dass während der Elternzeit die Berufs-
ausbildung nach § 7a des Berufsbildungsgesetzes oder § 27b der Handwerksordnung 
in Teilzeit durchgeführt wird. § 15 Absatz 4 Satz 1 bleibt unberührt.“ 

21. Der bisherige Abschnitt 5 wird Abschnitt 4.

22. § 22 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „und Betreuungsgeld“ gestrichen.

b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 3 werden die Wörter „§ 4 Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 Satz 1“
durch die Wörter „§ 4a Absatz 1 und Absatz 2 Satz 1“ ersetzt. 

bb) In Nummer 5 werden die Wörter „§ 4 Absatz 4 Satz 3“ durch die Angabe „§ 4b 
Absatz 1“ und die Wörter „§ 4 Absatz 6 Satz 2“ durch die Angabe „§ 4c Absatz 
2“ ersetzt. 

cc) Nummer 8 wird wie folgt geändert:

aaa) In Buchstabe d wird nach dem Wort „Elternteil“ das Wort „und“ durch
ein Komma ersetzt. 

bbb) Nach Buchstabe d wird folgender Buchstabe e eingefügt: 

„e) Vorliegen der Voraussetzungen nach § 4c Absatz 1 Nummer 1 
und“. 

ccc) Der bisherige Buchstabe e wird Buchstabe f.

c) Absatz 3 wird aufgehoben.

d) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3.

23. In § 26 Absatz 1 werden die Wörter „oder Betreuungsgeld“ gestrichen.

24. § 27 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 3 werden die Wörter „§ 4 Absatz 1 Satz 1“ durch die Wörter „§ 4 Absatz 1
Satz 2 und 3“ ersetzt.

b) In Satz 4 werden die Wörter „§ 4 Absatz 1 Satz 2“ durch die Wörter „§ 4 Absatz 1
Satz 4“ ersetzt.

25. § 28 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe „1. Januar 2015“ durch die Angabe „1. September
2021“, die Angabe „§ 1“ durch die Wörter „dieses Gesetz“ und werden die
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Wörter „zum 31. Dezember 2014“ durch die Wörter „zum 31. August 2021“ 
ersetzt.

bb) Die Sätze 2 und 3 werden aufgehoben. 

Artikel 2 

Änderung des Ersten Buches Sozialgesetzbuch 

Das Erste Buch Sozialgesetzbuch – Allgemeiner Teil – (Artikel I des Gesetzes vom 11. 
Dezember 1975, BGBl. I S. 3015), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 12. Juni 
2020 (BGBl. I S. 1248) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 25 wie folgt gefasst:

„§ 25 Kindergeld, Kinderzuschlag, Elterngeld und Leistungen für Bildung und Teilhabe“.

2. § 25 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 25 Kindergeld, Kinderzuschlag, Elterngeld und Leistungen für Bildung und 
Teilhabe“. 

b) In Absatz 2 werden die Wörter „und Betreuungsgeld“ gestrichen.

3. In § 54 Absatz 3 Nummer 1 werden die Wörter „und Betreuungsgeld“ gestrichen.

4. In § 68 Nummer 15 wird nach den Wörtern „der Erste“ das Komma durch das Wort
„und“ ersetzt und werden die Wörter „und Dritte“ gestrichen.

Artikel 3 

Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch 

§ 56 Absatz 3 Satz 1 des Elften Buches Sozialgesetzbuch – Soziale Pflegeversiche-
rung – (Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Mai 1994, BGBl. I S. 1014, 1015), das zuletzt durch 
Artikel 5 des Gesetzes vom 19. Mai 2020 (BGBl. I S. 1018) geändert worden ist, wird wie 
folgt gefasst: 

„Beitragsfrei sind Mitglieder für die Dauer des Bezuges von Mutterschafts- oder Eltern-
geld.“ 
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Artikel 4 

Änderung des Zweiten Gesetzes über die Krankenversicherung 
der Landwirte 

§ 46 Absatz 1 Satz 4 des Zweiten Gesetzes über die Krankenversicherung der Land-
wirte vom 20. Dezember 1988 (BGBl. I S. 2477, 2557), das zuletzt durch Artikel 14 des 
Gesetzes vom 12. Juni 2020 (BGBl. I S. 1248) geändert worden ist, wird wie folgt gefasst:

„Für die Beitragsfreiheit bei Bezug von Krankengeld, Mutterschaftsgeld und Elterngeld 
gilt § 224 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch.“ 

Artikel 5 

Änderung des Gesetzes zur Koordinierung der Systeme der sozi-
alen Sicherheit in Europa 

In § 4 Satz 1 des Gesetzes zur Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit in 
Europa vom 22. Juni 2011 (BGBl. I S. 1202), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 
8. Juli 2019 (BGBl. I S. 1025) geändert worden ist, werden die Wörter „und Betreuungsgeld“
gestrichen.

Artikel 6 

Änderung der Mutterschutz- und Elternzeitverordnung 

In § 9 Absatz 2 der Mutterschutz- und Elternzeitverordnung vom 12. Februar 2009 
(BGBl. I S. 320), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. Mai 2020 (BGBl. I S. 
1061) geändert worden ist, wird nach der Angabe „§ 4“ die Angabe „und § 4c“eingefügt. 

Artikel 7 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 am 1. September 2021 in Kraft.

(2) Artikel 1 Nummer 15 Buchstabe d tritt am 1. Januar 2023 in Kraft.
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Dem Elterngeld kommt als Leistung in der Frühphase der Elternschaft eine weichenstel-
lende Rolle für die Ausgestaltung und Entwicklung des weiteren Familienlebens zu. Es un-
terstützt Mütter und Väter heute wirksam dabei, dass sich beide Zeit für die Familie und Zeit 
für den Beruf nehmen können – so wie es den Vorstellungen und Wünschen einer Mehrheit 
junger Eltern entspricht. Das Elterngeld Plus erleichtert seit 2015 die Kombination von El-
terngeld und Teilzeitarbeit und gibt Müttern und Vätern auch über das erste Lebensjahr des 
Kindes hinaus mehr Spielraum, um die Bedürfnisse des Kindes mit dem eigenen Wunsch 
der Ausübung einer Berufstätigkeit zu verbinden. 

Das Elterngeld hat dazu beigetragen, dass sich Familien- und Arbeitszeit zwischen Müttern 
und Vätern neu verteilt hat. Die so entstandenen Lebens- und Familienentwürfe bringen 
neue Vorstellungen und Wünsche, aber auch Bedarfe zur Umsetzung der eigenen Vorstel-
lungen mit sich. Insbesondere bei Vätern wächst der Wunsch, Zeit mit ihrem Kind zu ver-
bringen. Gleichzeitig haben sie auch das Bedürfnis, die Familie finanziell abzusichern. Die 
Gesamtevaluation der ehe- und familienbezogenen Maßnahmen und Leistungen in 
Deutschland (BMF und BMFSFJ 2014, S. 310) hat gezeigt, dass es für das Wohlergehen 
von Kindern und Eltern wichtig ist, dass die Familie keinen ökonomischen Ungewissheiten 
oder Belastungen ausgesetzt ist. Gerade Väter äußern daher den Wunsch nach flexibleren 
Möglichkeiten, Familie und Beruf zu vereinbaren (BMFSFJ, Väterreport 2018, S. 54). Mehr 
als die Hälfte der erwerbstätigen Väter mit minderjährigen Kindern würde zugunsten der 
Familie gern weniger arbeiten. 

Studien zeigen, dass sich Eltern mit kleinen Kindern eine gleichmäßige Verteilung der mit 
Familie und Beruf verbundenen Zeit und Aufgaben wünschen (DIW 2013: Wochenbericht 
Nummer 46, IfD Allensbach (2015): Weichenstellungen für die Aufgabenteilung in Familie 
und Beruf). Der Partnerschaftsbonus, der die parallele Teilzeit beider Eltern mit zusätzli-
chen Elterngeld Plus-Monaten unterstützt, stärkt die Beteiligung von Vätern am Elterngeld 
und eine partnerschaftliche Aufteilung bei der Kinderbetreuung nachweislich (Bericht der 
Bundesregierung über die Auswirkungen der Regelungen zum Elterngeld Plus und zum 
Partnerschaftsbonus sowie zur Elternzeit“ vom 10. Januar 2018, BT-Drs. 19/400, S. 9 und 
11 ff.). Trotz dieser positiven Bilanz zum Effekt des Partnerschaftsbonus wird dieser bisher 
nur von einer vergleichsweise kleinen Gruppe von Eltern in Anspruch genommen. Die 
Sorge, die Voraussetzungen für den Partnerschaftsbonus nicht erfüllen zu können und so 
möglichen Rückforderungen ausgesetzt zu sein, hält viele Eltern davon ab, sich für den 
Partnerschaftsbonus zu entscheiden. Der Evaluationsbericht der Bundesregierung regt da-
her eine Anpassung der Regelungen zum Partnerschaftsbonus an, zum Beispiel durch eine 
Aufhebung oder Flexibilisierung der festen Bezugsdauer (BT-Drs. 19/400, S. 11). 

Mehr Zeit mit ihrem Kind spielt für Eltern besonders frühgeborener Kinder eine besondere 
Rolle. Die durch eine sehr frühe Geburt ausgelösten möglichen Entwicklungsverzögerun-
gen tragen sich regelmäßig während des Elterngeldbezugs fort. Das bedeutet, dass beson-
ders frühgeborene Kinder bei Auslaufen des Elterngeldes nach 14 Lebensmonaten häufig 
nicht dem Entwicklungsstand eines 14 Monate alten Kindes entsprechen (Netzwerk Neona-
tologie, Positionspapier „Frühgeborenenversorgung in der 19. Legislaturperiode“). 
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II. Ziele der Neuregelungen

Die neuen, flexibleren Angebote zur Nutzung von Elterngeld sollen den Wünschen und Be-
darfen der neuen Eltern-Generation entgegen kommen. Paare wie Alleinerziehende sollen 
Freiräume erhalten, um den Anforderungen des Alltags mit kleinen Kindern und einer Be-
rufstätigkeit besser begegnen zu können. Darüber hinaus sollen Eltern und Verwaltung von 
Vereinfachungen und rechtlichen Klarstellungen, deren Notwendigkeit sich aus dem Voll-
zug ergeben hat, profitieren.  

Eltern, die in höheren Stundenumfängen arbeiten möchten, sollen mit der Anhebung der 
zulässigen Arbeitszeitgrenze auch auf die Unterstützung durch das Elterngeld zurückgrei-
fen können. Ihnen wird ermöglicht, im gewünschten Umfang berufstätig zu sein und zum 
Familieneinkommen beizutragen, während sie sich durch die Teilzeit gleichzeitig mehr Zeit 
für Familie nehmen können. Der Partnerschaftsbonus wird flexibler gestaltet. Damit soll es 
Eltern leichter gemacht werden, sich für den Partnerschaftsbonus zu entscheiden, der eine 
partnerschaftliche Zeitverteilung unter den Eltern besonders effektiv unterstützt. Die Rück-
abwicklung und damit verbundene Rückforderungen sollen vermieden werden. Eltern von 
besonders früh geborenen Kindern sollen länger durch das Elterngeld unterstützt werden. 
Das Mutterschutzgesetz gewährt hier bereits verlängerte Bezugszeiten. Diese sollen sich 
nun auch im Elterngeld abbilden.

III. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

1. Anhebung zulässiger Teilzeitumfänge

Die bisher geltende Höchstarbeitszeitgrenze wird für die Dauer des Elterngeldbezugs und 
während der Elternzeit von 30 Wochenstunden auf 32 Wochenstunden erhöht. 

2. Flexibilisierung des Partnerschaftsbonus

Der Partnerschaftsbonus wird deutlich flexibler gestaltet. Die bisher geltende feste Bezugs-
dauer von vier Monaten weicht einer flexibleren Bezugsdauer zwischen zwei und vier Mo-
naten. Das bedeutet, dass der Partnerschaftsbonus auch für nur zwei oder drei Monate 
beantragt werden kann. Der Bonus kann, anders als bisher, mit Wirkung für die Zukunft 
beendet werden. Arbeitgeber behalten auch mit der Flexibilisierung die für sie notwendige 
Planungssicherheit. Antragsänderungen sind im Elterngeld bereits nach geltendem Recht 
zulässig. Die Elternzeit kann gegenüber dem Arbeitgeber nur aus wichtigem Grund beendet 
werden. Zudem werden ausgezahlte Monatsbeträge für Monate, in denen die Leistungsvo-
raussetzungen vorlagen, nicht mehr zurückgefordert. Um Eltern zu ermöglichen, auch wäh-
rend des Bezugs des Partnerschaftsbonus auf mögliche betriebliche oder persönliche Be-
lange zu reagieren, wird der Stundenkorridor auf 24 bis 32 Wochenstunden erweitert, mit 
der Folge, dass Eltern im Schnitt eine Wochenstunde weniger oder auch bis zu zwei Wo-
chenstunden mehr arbeiten können. So haben Eltern mehr Spielraum in Bezug auf Lage 
und Umfang ihrer Arbeitszeit. Die Neuregelung stellt für den Fall einer schweren Erkran-
kung eines Elternteils zudem ausdrücklich klar, dass in diesen Fällen auch ein alleiniger 
Bezug eines Elternteils nach den bekannten Regeln möglich ist. 

3. Mehr Elterngeld für besonders frühgeborene Kinder

Eltern, deren Kind sechs Wochen oder früher vor dem voraussichtlichen Tag der Entbin-
dung geboren wurde, erhalten einen weiteren Basiselterngeldmonat beziehungsweise zwei 
weitere Elterngeld Plus-Monate. Damit erhalten sie mehr Zeit, um mögliche Entwicklungs-
verzögerungen ihres Kindes aufzufangen. Wie weit besonders frühgeborene Kinder in der 
Entwicklung zurückliegen und wie weit sich die Entwicklungsverzögerung in den Elternge-
ldbezug fortträgt, ist von den Verhältnissen des Einzelfalles abhängig. Bei Frühgeburten, 
die sechs Wochen oder früher vor dem errechneten Entbindungstermin liegen, ist eine Ver-
zögerung der Kindesentwicklung zu unterstellen, die die Verlängerung des allgemein
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geregelten Bezugszeitraums des Elterngeldes um einen Monat nach dessen Schutzgedan-
ken rechtfertigt. 

4. Verwaltungsrechtliche Anpassungen

Zahlreiche verwaltungsrechtliche Anpassungen und Klarstellungen verschlanken das Ge-
setz, entlasten den Beantragungsprozess und führen zu Verbesserungen bei der Elternge-
ldbemessung für bestimmte Gruppen von Elterngeldberechtigten.  

So wird die Situation von Eltern mit geringen selbstständigen Nebeneinkünften verbessert. 
Denn sie können beantragen, für die Elterngeldbemessung wie Nicht-Selbstständige be-
handelt zu werden. Ein neues Antragsrecht wird auch für nicht-selbstständige Eltern einge-
führt, für die eine Einbeziehung bestimmter, bislang auszuklammernder Zeiten, zum Bei-
spiel mit Bezug von Mutterschaftsgeld, in die Elterngeldbemessung günstiger ist. 

Eltern, die während des Elterngeldbezugs erwerbstätig sind, werden entlastet, indem sie 
den Umfang ihrer Arbeitszeit grundsätzlich nur bei Beantragung nachweisen müssen. Auch 
die Elterngeldstellen können so zügiger entscheiden, und das Elterngeldverfahren wird an-
schlussfähiger an digitale Beantragungsverfahren. Demselben Zweck dient die Einführung 
einer festen örtlichen Zuständigkeit. Anknüpfungspunkt ist nunmehr der Wohnsitz des Kin-
des. 

Mit der Geltung der Haushaltsordnung des Bundes nebst den entsprechenden Verwal-
tungsvorschriften für den Vollzug des Bundeseltern- und Elternzeitgesetzes wird die ein-
heitliche Bewirtschaftung der Bundesmittel erleichtert. Bisher gelten für die Bewirtschaftung 
des Elterngelds die Haushaltsordnungen der Länder bzw. Gemeinden. 

Im Sinne der Gesetzesbereinigung und zur Fortentwicklung des Elterngeldes im Sinne einer 
stärkeren Orientierung am tatsächlichen Bedarf und am Fürsorgegedanken wird die Ein-
kommensgrenze, ab der der Elterngeldanspruch entfällt, für Paare mit einem gemeinsamen 
Elterngeldanspruch abgesenkt. Zu demselben Zweck wird das Betreuungsgeld aus dem 
Gesetz gestrichen. Mit Entscheidung vom 21. Juli 2015 hat das Bundesverfassungsgericht 
– 1 BvF 2/13 – (BGBl. I S. 1565) die Rechtsgrundlagen für die Gewährung des Betreuungs-
geldes in §§ 4a bis 4d Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz (BEEG) vom 15. Februar
2013 für mit dem Grundgesetz (GG) unvereinbar und nichtig erklärt. Die Nichtigkeits- bzw.
Unvereinbarkeitserklärung des Bundesverfassungsgerichts hat gemäß § 31 Absatz 2 Bun-
desverfassungsgerichtsgesetz Gesetzeskraft, weshalb das Betreuungsgeld ab Verkündung
des Urteils ex tunc entfiel. Die einstigen Rechtsgrundlagen der §§ 4a bis 4d werden im
Rahmen einer Neustrukturierung des § 4 weitergenutzt.

IV. Alternativen

Keine. 

V. Gesetzgebungskompetenz

Die Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes für die Regelungen zum Elterngeld und zur 
Elternzeit folgt aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 7 GG (öffentliche Fürsorge). Das Elterngeld 
ist eine Leistung der öffentlichen Fürsorge im Sinne dieser Norm. Die Berechtigung des 
Bundes zur Inanspruchnahme der Gesetzgebungskompetenz ergibt sich aus Artikel 72 Ab-
satz 2 GG. Die neuen Regelungen dienen sowohl der Herstellung gleichwertiger Lebens-
verhältnisse im Bundesgebiet als auch die Wahrung der Rechts- oder Wirtschaftseinheit im 
gesamtstaatlichen Interesse einer bundesstaatlichen Regelung. Die Regelungen zum El-
terngeld sind zur Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse von besonderer Bedeu-
tung, da sie die nachhaltige finanzielle Absicherung der wirtschaftlichen Existenz von Eltern 
und Kindern in der gesamten Bundesrepublik Deutschland bewirken. Die Ausgestaltung 
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des Elterngeldes und der Elternzeit haben unmittelbaren Einfluss auf die Erwerbsbeteili-
gung von Eltern und auf die damit korrespondierenden Anforderungen an die Arbeitgeber, 
sich auf veränderte Rahmenbedingungen der Erwerbstätigkeit von Müttern und Vätern ein-
zustellen. Hiervon ist der gesamte deutsche Arbeitsmarkt betroffen. Durch eine einheitliche 
Bundesgesetzgebung im Bereich der öffentlichen Fürsorge wird verhindert, dass sich in-
nerhalb der Bundesrepublik Deutschland durch die Möglichkeit von Regelungsvielfalten auf 
Länderebene eine Zerfaserung des Rechts in diesem Bereich entwickeln könnte.

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes für die Regelungen zur Elternzeit ergibt sich 
aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 12 GG (Arbeitsrecht). 

VI. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen
Verträgen

Die Regelungen sind mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen Verträ-
gen vereinbar. 

VII. Gesetzesfolgen

Der Jugend-Check wurde durchgeführt. 

I. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Das Gesetzgebungsvorhaben enthält verwaltungsrechtliche Anpassungen und Klarstellun-
gen, die das Verwaltungsverfahren für Eltern, Arbeitgeber und Verwaltung vereinfachen. 
Eine wesentliche Vereinfachung liegt in der Neuregelung, dass Eltern, die während des 
Elterngeldbezugs erwerbstätig sind, den Umfang der mit dem Arbeitgeber vereinbarten Ar-
beitszeit im Regelfall nur bei Beantragung nachweisen müssen. Damit müssen die Eltern-
geldstellen nach Ablauf des Bezugszeitraums nur noch in Zweifelsfällen die Arbeitszeit 
nachhalten. Für Eltern, Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber entfällt der grundsätzliche Auf-
wand zum Nachweis der tatsächlichen Arbeitszeit. Die Einführung einer festen örtlichen 
Zuständigkeit führt zu mehr Anwendungssicherheit bei den Elterngeldstellen im Falle eines 
Wohnortwechsels oder, wenn die Eltern nicht in demselben Zuständigkeitsbereich einer 
Elterngeldstelle wohnen. Damit entfallen bislang notwendige Abstimmungen und Zustän-
digkeitswechsel der Elterngeldstellen. Die Einführung einer festen örtlichen Zuständigkeit 
erleichtert zudem die Anbindung des Elterngeldbeantragungsprozesses an digitale Verwal-
tungsverfahren. 

1. Nachhaltigkeitsaspekte

Das Gesetzgebungsvorhaben steht im Einklang mit der Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie 
und ihren Zielen und Prinzipien für eine nachhaltige Entwicklung. Im Rahmen der Erarbei-
tung des vorliegenden Gesetzentwurfs ist auf das Managementkonzept einer nachhaltigen 
Entwicklung zurückgegriffen worden. Die Managementregeln und Indikatoren der nationa-
len Nachhaltigkeitsstrategie wurden geprüft.  

Das Elterngeld soll Familien in der Zeit nach der Geburt ihres Kindes finanziell stabilisieren. 
Mit den Neuregelungen sollen Eltern noch intensiver bei der Verwirklichung einer partner-
schaftlichen Aufgabenteilung, bei der beide Elternteile erwerbstätig sind und sich gleicher-
maßen um Haushalt und Familie kümmern, unterstützt werden. Dadurch sollen unter ande-
rem Armut und soziale Ausgrenzung so weit wie möglich vorgebeugt und Eltern aus allen 
Bevölkerungsschichten Chancen eröffnet werden, sich an der wirtschaftlichen Entwicklung 
zu beteiligen. Das Vorhaben hat damit Auswirkungen im Indikatorenbereich 1.1 Armut - 
Armut begrenzen.
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Das Regelungsvorhaben hat Auswirkungen auf den Bereich "Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf verbessern" (Indikator 4.2) der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie. Durch die Flexi-
bilisierung des Partnerschaftsbonus, der die parallele Teilzeit beider Eltern mit zusätzlichen 
Elterngeld Plus-Monaten befördert, werden Eltern zudem darin unterstützt, partnerschaftli-
che Arbeitszeitkonstellationen umzusetzen. Mit der Anhebung der zulässigen Arbeitszeit-
grenze von derzeit 30 auf 32 Wochenstunden können Eltern neben dem Elterngeld auch in 
höheren Teilzeitumfängen als bisher berufstätig sein, während sie sich durch die Teilzeit 
gleichzeitig mehr Zeit für Familie nehmen können. 

Durch die Flexibilisierung des Partnerschaftsbonus soll Frauen ein frühzeitiger und nach-
haltiger Wiedereinstieg in den Beruf noch besser gelingen. Damit hat das Regelungsvorha-
ben Auswirkungen auf den Indikatorenbereich 5.1 Gleichstellung - Gleichstellung in der Ge-
sellschaft fördern – Wirtschaftliche Teilhabe von Frauen global stärken. 

Es werden gute Investitionsbedingungen geschaffen, wenn dieses Regelungsvorhaben zu 
einem höheren Beschäftigungsvolumen von Frauen führt. In der Folge stehen Unterneh-
men und Betrieben künftig neben den Vätern insbesondere auch Mütter wieder früher als 
qualifizierte Fachkräfte zur Verfügung, was positive Wirkungen bezüglich der Indikatoren 
8.3 (Wirtschaftliche Zukunftsvorsorge - Gute Investitionsbedingungen schaffen – Wohl-
stand dauerhaft erhalten) und 8.5 (Beschäftigung - Beschäftigungsniveau steigern) erwar-
ten lässt.

2. Demografische Auswirkungen

Von dem Gesetz ist eine noch bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu erwarten, 
die ein wesentlicher Baustein ist, um den demografischen Herausforderungen zu begeg-
nen. Die Reform trägt dazu bei, die Vereinbarkeit für Mütter und Väter weiter zu verbessern. 
Die Gesamtevaluation der ehe- und familienbezogenen Maßnahmen und Leistungen hat 
gezeigt, dass eine gute Vereinbarkeit von Familie und Beruf förderlich auf die Erreichung 
sämtlicher familienpolitischer Ziele wirkt – darunter auch auf das Ziel, die Realisierung von 
Kinderwünschen zu erleichtern.

Mit den Neuregelungen sollen Eltern noch besser bei der Verwirklichung einer partner-
schaftlichen Aufgabenteilung, bei der beide Elternteile erwerbstätig sind und sich gleicher-
maßen um Haushalt und Familie kümmern, unterstützt werden. Durch die Flexibilisierung 
des Partnerschaftsbonus und mit der Anhebung der zulässigen Arbeitszeitgrenze werden 
die Voraussetzungen verbessert, dass Frauen ihr Erwerbspotential stärker ausschöpfen 
können. In der Folge können positive Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt und die Deckung 
des zukünftigen Fachkräftebedarfs erwartet werden (OECD, DARE TO SHARE – Deutsch-
lands Weg zur Partnerschaftlichkeit in Familie und Beruf 2017, S. 212). Die schnellere 
Rückkehr in den Beruf wird die Einkommenssituation und die Alterssicherung von Frauen 
verbessern. Durch die gleichzeitige Erwerbstätigkeit sind auch Familien besser vor Ar-
mutsrisiken geschützt (BMFSFJ, Zukunftsreport Familie 2017, S. 31). 

3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

Für die neuen Regelungen zur Flexibilisierung und Erweiterung der Elterngeldvorausset-
zungen sowie die verwaltungsrechtlichen Anpassungen und Vereinfachungen sind keine 
Mehrausgaben gegenüber der geltenden Rechtslage zu erwarten. Einsparungen und Kos-
ten der Reform werden gegeneinander aufgehoben. Die Senkung der Einkommenshöchst-
grenze führt zu einer Einsparung von 40 Mio. Euro. Der Zusatzelterngeldmonat für Eltern 
von besonders Frühgeborenen führt zu mittelfristigen Mehrausgaben von 15 Mio. Euro, das 
Antragsrecht bei geringen selbstständigen Nebeneinkünften führt zu Mehrausgaben von 10 
Mio. Euro. Die Erhöhung der Arbeitszeit im Elterngeldbezug und Flexibilisierung des Part-
nerschaftsbonus führen zu weiteren Mehrausgaben von 12 Mio. Euro; hierbei ist wegen der 
Unvorhersehbarkeit der Inanspruchnahme ein Sicherheitspuffer von weiteren 3 Mio. Euro 
eingeplant.  

Drucksache 559/20 - 16 -

juris Lex QS
27042024 ()



Vor diesem Hintergrund stellt sich der Kostenverlauf in den ersten vier Jahren wie folgt dar: 

Haushaltsbelastung (+) bzw. Haushaltsentlastung () 

– in Mio. Euro –

Jahr 2021 2022 2023 2024

Elterngeld –10 +/–0 +/–0 +/–0

Mögliche Folgewirkungen bei Sozialleistungen wie den Leistungen nach dem Zweiten Buch 
Sozialgesetzbuch und dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch, dem Kinderzuschlag und dem 
Wohngeld sind im Einzelnen nicht quantifizierbar, werden aber nach derzeitiger Einschät-
zung als geringfügig eingestuft und daher nicht ausgewiesen. Für die Bundesverwaltung ist 
mit einmaligen Kosten von rund 5,6 Tsd. Euro zu rechnen. Dies ist insbesondere auf Ände-
rungsbedarfe in Bezug auf die Plausibilitätsprüfungen und die Typisierungs- und Tabellie-
rungsprogramme der zentralen Elterngeldstatistik zurückzuführen. Diese und eventuell an-
dere resultierende Mehrausgaben an Sach- und Personalmitteln beim Bund sind innerhalb 
der geltenden Haushalts- und Finanzplanansätze der fachlich betroffenen Einzelpläne zu 
finanzieren.

4. Erfüllungsaufwand

Der Erfüllungsaufwand wurde mit Unterstützung des Statistischen Bundesamtes berechnet. 
Zur Ermittlung des Erfüllungsaufwandes wurde auf die in der WebSKM-Datenbank vorhan-
denen Vorgaben aus dem vorherigen Gesetzesstand des BEEG zurückgegriffen. Zur Her-
leitung der durch die rechtlichen Änderungen betroffenen Fallzahlen bezieht sich das Sta-
tistische Bundesamt auf die Expertise des „Fraunhofer Institut für angewandte Informati-
onstechnik“ (FIT). Dort fand seinerzeit die Fallzahlschätzung zur Einführung des Bundesel-
terngeldes statt. Bei der Ermittlung der finanziellen Schätzungen bei der Reform des Eltern-
geldes wurde durch das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend das 
FIT erneut beteiligt.

Erfüllungsaufwand entsteht vor allem durch die zusätzlichen Anträge auf Elterngeld auf-
grund der Erhöhung der Stundengrenze auf 32 Stunden, denen wegfallende Anträge auf-
grund der Senkung der Einkommensgrenze gegenüberstehen.  

Der ermittelte Erfüllungsaufwand kann den nachfolgenden Tabellen entnommen werden. 
Die Vorgaben entsprechen dem Leitfaden zur Ermittlung und Darstellung des Erfüllungs-
aufwands in Regelungsvorhaben der Bundesregierung. 

1. Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger:

Jährlicher Aufwand

Lfd. 
Nr.

Paragraph 
im BEEG

Bezeichnung der Vorgabe
Zeitaufwand 

in Stunden
Sachaufwand in Euro

1 § 2b Abs. 1
S. 3

Antrag auf Verzicht der Aus-
klammerung

2 § 2b Abs. 4
S. 1

Antrag auf Verschiebung des 
Bemessungszeitraums für 
Mischeinkünftler
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3 § 7 Antrag auf Elterngeld bzw. da-
mit einhergehende Pflicht, 
Anspruchsvoraussetzungen 
nachzuweisen

+3.500 +2.400

4 § 7 Abs. 2 Antrag auf Änderungsbescheid 
(Elterngeld Plus)

5 § 8 Abs. 1 Nachweis des tatsächlichen 
Einkommens und der Arbeits-
zeit im
Bezugszeitraum

-9.362 -172.844

6 § 8 Abs. 3 Rückforderung beim Partner-
schaftsbonus

-27,5

7 § 15 Abs. 7 Antrag auf Teilzeit während der 
Elternzeit

+460 +1.200

8 § 16 Abs. 1 Anmeldung der Elternzeit +160 +1.200

Summe -5.269,5 -168.044

Für die betroffenen Bürgerinnen und Bürger ergibt sich eine Entlastung beim jährlichen 
Zeitaufwand von 5.269,5Stunden und eine Entlastung beim jährlichen Sachaufwand vom 
168.044 Euro.  

Entlastend wirkt sich das Entfallen des Nachweises über die geleistete Arbeitszeit während 
des Elterngeldbezugs gemäß § 8 Absatz 1 aus. Unter Zugrundelegung der Elterngeldsta-
tistik entfallen zukünftig Bescheinigungen der Arbeitszeit für rund 86.422 Personen jährlich.

Auch die Flexibilisierung des Partnerschaftsbonus wirkt sich entlastend aus. Hierdurch sind 
die Voraussetzungen des Partnerschaftsbonus einfacher zu erfüllen und es sind weniger 
Rückforderungen erforderlich. 

Unter Berücksichtigung der Erhöhung der Stundengrenze im Elterngeldbezug auf 32 Stun-
den, die zu zusätzlichen Antragstellern führt, und der Senkung der Einkommensgrenze, die 
einen Wegfall von Antragstellern bewirkt, kommen zusätzliche Anträge auf Elterngeld hinzu. 
Dies bedeutet Steigerungen des jährlichen Zeitaufwands und des jährlichen Sachaufwands 
bei dem Antrag auf Elterngeld, bei dem Antrag auf Teilzeit während der Elternzeit und bei 
der Anmeldung der Elternzeit. In der Summe werden diese Aufwände von der Entlastung 
durch das Entfallen des Arbeitszeitnachweises aufgehoben. 

Durch die neuen Antragsrechte entsteht kein wesentlicher zusätzlicher Erfüllungsaufwand, 
da dieser bereits von der vorhandenen Antragstellung abgedeckt ist. 

Den Bürgerinnen und Bürgern entsteht kein einmaliger Erfüllungsaufwand.  

1. Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft:

Jährlicher Aufwand in Euro

Lfd. 
Nr.

Art der 
Vorgabe

Para-
graph 

im

Bezeichnung der Vor-
gabe

Personal-
aufwand

Sachauf-
wand

Erfüllungs-
aufwand
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BEE
G 

9 Informati-
onspflicht

§ 9 Bescheinigung des Ein-
kommens und der 
Arbeitszeit

-695.697 -695.697

10 Informati-
onspflicht

§ 16 
Abs.
1
Satz
6

Arbeitgeber muss dem 
Arbeitnehmer die Eltern-
zeit 
bescheinigen

+19.320 +1.200 +20.520

Summe -676.377 +1200 -675.177

davon aus Informationspflichten -676.377 +1200 -675.177

Für die Wirtschaft ergibt sich insgesamt eine jährliche Entlastung von 675 177 Euro. Diese 
entsteht durch eine Entlastung von 676 377 Euro an Personalkosten und zusätzlichen Auf-
wendungen von 1200 Euro an Sachkosten. Bei den Vorgaben handelt es sich um Informa-
tionspflichten.  

Die Entlastung ist im Wesentlichen auf das Entfallen der Arbeitszeitnachweise zurückzu-
führen. 

Die zusätzlichen Antragstellungen durch die Neuregelungen zum Elterngeld erfordern das 
zusätzliche Ausstellen von Bescheinigungen über die Elternzeit. In der Summe werden 
diese Aufwände von der Entlastung durch das Entfallen des Arbeitszeitnachweises aufge-
hoben.  

Der Wirtschaft entsteht kein einmaliger Erfüllungsaufwand.  

1. Erfüllungsaufwand für die Verwaltung:

Jährlicher Aufwand in Euro

Lfd. 
Nr.

Para-
graph 

im 
BEEG

Bezeichnung der Vorgabe
Personalauf-

wand
Sachaufwand

Erfüllungs-
aufwand

11 § 2b 
Abs. 1 
S. 3

Bearbeitung des Antrags auf Ver-
zicht der Ausklammerung

12 § 2b 
Abs. 4 
Satz 1

Bearbeitung des Antrags auf Ver-
schiebung des Bemessungszeit-
raums für Mischeinkünftler

13 § 7 Abs.
1 i. V.
m. § 12

Bearbeitung des Antrags auf El-
terngeld und
Elterngeld Plus

+35.910 +2.400 +38.310

14 § 7 Abs.
2

Erstellung von Änderungsbeschei-
den (Elterngeld
Plus)
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15 § 8 Abs.
1

Bearbeitung Nachweis des tat-
sächlichen Einkommens im 
Bezugszeitraum

-453.716 - -453.716

16 § 8 Abs.
3

Rückforderung beim Partner-
schaftsbonus

-8.663 -550 -9.213

17 § 12 Einführung fester örtlicher Zustän-
digkeiten

-425.250 -36.000 -461.250

18 § 22 Bundesstatistik - - -

19 § 22 Bundesstatistik

Summe -851.719 -34.150 -885.869

davon auf Bundesebene

davon aus Landesebene -851.719 -34.150 -885.869

Für die Verwaltung der Länder ergibt sich insgesamt eine jährliche Entlastung von 885 869 
Euro, davon 851 719 Euro an Personalkosten und 34 150 Euro an Sachkosten. Diese ist 
auf Entlastungen bei der Bearbeitung des Nachweises über das tatsächliche Einkommen 
im Bezugszeitraum, durch die Flexibilisierung des Partnerschaftsbonus und durch die Ein-
führung einer festen örtlichen Zuständigkeit zurückzuführen. 

Durch die neuen Antragsrechte entsteht kein zusätzlicher Erfüllungsaufwand, da dieser be-
reits von der vorhandenen Bearbeitung des Antrags abgedeckt ist.

Der entfallende Aufwand für die Überprüfung der Arbeitszeitnachweise wird vom Aufwand 
für die Antragsbearbeitung erfasst. 

Es entsteht nicht quantifizierbarer einmaliger Umstellungsaufwand der Länder für die not-
wendigen Änderungen der Antragsformulare, dem Online-Angebot „Elterngeld Digital“, die 
Umstellung der Fachverfahren und Schulung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den 
zuständigen Behörden.  

Dem Bund entsteht ein einmaliger Erfüllungsaufwand von rund 5,6 Tsd. Euro. Dies ist ins-
besondere auf Änderungsbedarfe an den Plausibilitätsprüfungen und Typisierungs- und Ta-
bellierungsprogrammen der zentralen Elterngeldstatistik zurückzuführen. 

2. Weitere Kosten

Der Wirtschaft und der Verwaltung als Arbeitgeber können weitere Kosten durch die Ein-
stellung von Elternzeitvertretungen und den damit verbundenen Aktivitäten entstehen. Aus-
wirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreis-
niveau, sind nicht zu erwarten. 

3. Auswirkungen von gleichstellungspolitischer Bedeutung

Frauen und Männer mit kleinen Kindern wünschen sich auch und vor allem eine gleichmä-
ßige Verteilung der mit Familie und Beruf verbundenen Zeiten und Aufgaben. Die Zielset-
zung der geplanten Neuregelungen, diesbezügliche bestehende Hemmnisse weiter abzu-
bauen, ist dementsprechend auch gleichstellungspolitisch bedeutsam. Die geplanten Neu-
regelungen sollen die Durchsetzung der gleichberechtigten Teilhabe von Frauen und Män-
nern an Familienaufgaben und Erwerbstätigkeit weiter verbessern. Sie sollen dazu beitra-
gen, dass insbesondere Frauen durch eine partnerschaftliche Aufgabenteilung noch besser 
ein frühzeitiger und nachhaltiger Wiedereinstieg in den Beruf gelingt.
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B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Änderung des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes) 

Zu Nummer 1 

Zu Buchstabe a 

Zu Doppelbuchstabe aa 

Die Änderung des § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 erfolgt aufgrund der Auflösung des Deut-
schen Katholischen Missionsrates im Jahr 2012. 

Zu Doppelbuchstabe bb 

Die Streichung der Worte „Lebenspartner oder Lebenspartnerin“ erfolgt auf Grundlage von 
§ 21 LPartG, nachdem Regelungen für Eheleute, die nach dem 22. Dezember 2018 in Kraft
treten, auch für Lebenspartner gelten. Aus Konsistenzgründen wurde die Streichung in allen
relevanten Vorschriften des BEEG vorgenommen.

Zu Buchstabe b 

Die Streichung der Worte „des Lebenspartners oder der Lebenspartnerin“ erfolgt auf Grund-
lage von § 21 LPartG, nachdem Regelungen für Eheleute, die nach dem 22. Dezember 
2018 in Kraft treten, auch für Lebenspartner gelten. Aus Konsistenzgründen wurde die 
Streichung in allen relevanten Vorschriften des BEEG vorgenommen. 

Zu Buchstabe c 

Die Streichung der Worte „Lebenspartner oder der Lebenspartnerinnen“ erfolgt auf Grund-
lage von § 21 LPartG, nachdem Regelungen für Eheleute, die nach dem 22. Dezember 
2018 in Kraft treten, auch für Lebenspartner gelten. Aus Konsistenzgründen wurde die 
Streichung in allen relevanten Vorschriften des BEEG vorgenommen. 

Zu Buchstabe d 

Die Änderung in § 1 Absatz 6 dient der Einführung einer neuen zulässigen Arbeitszeit-
grenze von 32 Wochenstunden. Eltern erhalten gemäß § 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 
Elterngeld, wenn sie keine oder keine volle Erwerbstätigkeit ausüben. „Keine volle Erwerbs-
tätigkeit“ ist mit der Neuregelung gegeben, wenn die wöchentliche Arbeitszeit nicht mehr 
als 32 Wochenstunden im Durchschnitt des Lebensmonats beträgt. Eltern, die ihre Er-
werbstätigkeit zugunsten der Kinderbetreuung einschränken möchten, können nun auch in 
höheren Stundenumfängen erwerbstätig sein. Dies ermöglicht Eltern zum Beispiel eine 4-
Tage-Woche. Im Übrigen bleiben alle die zulässige Arbeitszeit betreffenden Voraussetzun-
gen unverändert bestehen. 

Die Einfügung des Begriffs „Lebensmonats“ anstelle der Formulierung „Monats“ ist redakti-
onell bedingt und führt zu keiner Änderung der derzeitigen Rechtslage.

Zu Buchstabe e 

Die Einkommensgrenze, ab der der Anspruch auf Elterngeld entfällt, wird für Paare mit ge-
meinsamen Elterngeldanspruch auf 300 000 Euro gesenkt.

Die Einkommensgrenze ist an der Zielsetzung des Elterngeldes auszurichten. Das Eltern-
geld soll es Eltern ermöglichen, weitgehend unabhängig von finanziellen Erwägungen frei 
zu entscheiden, in welchem Umfang sie auf Erwerbstätigkeit zugunsten der Betreuung des 
Kindes verzichten möchten. Sie erhalten grundsätzlich einen Einkommensersatz in Höhe 
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von 67 Prozent des Einkommensausfalls im Verhältnis zum Einkommen im Bemessungs-
zeitraum. Die Höhe des Einkommensersatzes ist sozial gestaffelt: Bei Einkommen unter 1 
000 Euro steigt sie bis auf 100 Prozent, bei Einkommen über 1 200 Euro sinkt sie schritt-
weise bis auf 65 Prozent, der Höchstbetrag des Elterngeldes beträgt 1 800 Euro.  

Diese soziale Ausgestaltung des Elterngeldes trägt dem Umstand Rechnung, dass bei nied-
rigen Einkommen schon ein geringerer Einkommensausfall schwerer zu verkraften ist, als 
bei höheren Einkommen. Mit dem Höchstbetrag des Elterngeldes von 1 800 Euro, der bei 
einem monatlichen Nettoeinkommen im Bemessungszeitraum von 2 770 Euro erreicht wird, 
wird dem Umstand Rechnung getragen, dass bei zunehmender Höhe des Einkommens vor 
der Geburt des Kindes die Möglichkeit der eigenständigen Vorsorge für einen begrenzten 
Zeitraum zunimmt. In der Logik dieser Regelung ist angelegt, dass Elterngeld ab einer zu 
bestimmenden Einkommenshöhe entfallen kann, weil es für die Entscheidung, in welchem 
Umfang zugunsten der Betreuung des Kindes auf Erwerbstätigkeit verzichtet werden soll, 
unerheblich ist.  

Das Elterngeld kann daher bei sehr hohen Einkommen im Bemessungszeitraum seine 
Zweckbestimmung nicht mehr erfüllen, sodass der Wegfall des Elterngeldes in diesen Fäl-
len vertretbar ist. Die im Elterngeld teilweise bereits angelegte Orientierung am Bedarf des 
oder der Berechtigten wird damit noch stärker akzentuiert. Dies entspricht der Zielsetzung 
dieses Gesetzes im Ganzen: Mit den Regelungen für Eltern von besonders früh geborenen 
Kindern, für Eltern mit geringen selbstständigen Nebeneinkünften und weiteren Verbesse-
rungen bei der Elterngeldberechnung fokussiert das Elterngeld stärker als zuvor den indivi-
duellen Bedarf und die spezifische Lebenssituation von Eltern. Für die Grenze des zu ver-
steuernden Einkommens, deren Erreichen zum Wegfall des Elterngeldes führt, hat der Ge-
setzgeber einen Einschätzungsspielraum.

Nach dem Zweck der Vorschrift und den Verhältnissen der Betroffenen besteht kein Anlass, 
dass die Einkommensgrenze für Paare mit einem gemeinsamen Elterngeldanspruch dop-
pelt so hoch angesetzt ist, wie für einen Elternteil, der allein die Voraussetzungen für den 
Elterngeldanspruch erfüllt. Kümmern sich zwei Elternteile um das Kind, haben sie deutlich 
größere Gestaltungsmöglichkeiten als eine allein berechtigte Person hinsichtlich der Be-
treuung des Kindes und der Ausübung einer Erwerbstätigkeit: Sie können die Betreuungs-
zeiten so unter sich aufteilen, dass eine Erwerbstätigkeit beider Elternteile, zum Beispiel in 
Teilzeit, oder eines Elternteils, zum Beispiel in Vollzeit, möglich ist. Den Eltern ist es damit 
deutlich leichter möglich als einer das Kind allein betreuenden Person, sich in der Zeit nach 
der Geburt des Kindes finanziell abzusichern. Deshalb ist eine Herabsetzung des Grenz-
betrags für Paare mit einem gemeinsamen Elterngeldanspruch angemessen. 

Der Grenzbetrag von 300 000 Euro liegt deutlich über dem für eine allein berechtigte Per-
son. Er beträgt knapp das Zehnfache des durchschnittlichen zu versteuernden Einkom-
mens unter Steuerpflichtigen mit positiven Einkünften. Bei einem derart hohen zu versteu-
ernden Einkommen ist davon auszugehen, dass Elterngeld für die Entscheidung, in wel-
chem Umfang zugunsten der Betreuung des Kindes auf Erwerbstätigkeit verzichtet werden 
soll, unerheblich ist. Vor diesem Hintergrund ist eine Herabsetzung des Grenzbetrags für 
Paare mit einem gemeinsamen Elterngeldanspruch angemessen. 

Zu Nummer 2 

Zu Buchstabe a 

Zu Doppelbuchstabe aa 

Die Einfügung der Formulierung „Lebensmonate“ statt „Monate“ in § 2 Absatz 1 Satz 2 ist 
redaktionell bedingt und führt zu keiner Änderung der bestehenden Rechtslage.
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Zu Doppelbuchstabe bb 

Die Einfügung der Formulierung „Lebensmonate“ statt „Monate“ in § 2 Absatz 1 Satz 3 ist 
redaktionell bedingt und führt zu keiner Änderung der bestehenden Rechtslage.

Zu Buchstabe b 

Zu Doppelbuchstabe aa 

Die Einfügung der Formulierung „Lebensmonate“ statt „Monate“ in § 2 Absatz 3 Satz 1 ist 
redaktionell bedingt und führt zu keiner Änderung der bestehenden Rechtslage.

Zu Doppelbuchstabe bb 

Die Einfügung des Begriffs Basiselterngeld in § 2 Absatz 3 Satz 3 anstelle der Formulierung 
„Elterngeld im Sinne des § 4 Absatz 2 Satz 2“, die Einfügung der Formulierung „im Sinne 
des § 4a Absatz 2“ anstelle der Formulierung „im Sinne des § 4 Absatz 3 Satz 1“ sowie die 
Einfügung der Formulierungen „in Lebensmonaten“ statt „in Monaten“ sind redaktionell be-
dingt und führen zu keiner Änderung der derzeitigen Rechtslage. 

Zu Nummer 3  

Zu Buchstabe a 

Zu Doppelbuchstabe aa 

Die Einfügung der Formulierung „Kalendermonat“ statt „Monat“ in § 2b Absatz 1 Satz 1 ist 
redaktionell bedingt und führt zu keiner Änderung der bestehenden Rechtslage.

Zu Doppelbuchstabe bb 

In § 2b Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 wird der Verweis auf den möglichen Ausklammerungs-
zeitraum von Elterngeld für ein älteres Kind den Änderungen in § 4 Absatz 1 angepasst. 
Die Einfügung „und Absatz 5 Satz 3 Nummer 2“ stellt sicher, dass in Fällen, in denen gemäß 
§ 4 Absatz 5 bis zur Vollendung des 15. Lebensmonats Elterngeld bezogen werden kann,
eine spätere Ausklammerung beim Folgekind ebenfalls bis zum 15. Lebensmonat möglich
ist.

Zu Doppelbuchstabe cc  

Der neu eingefügte § 2 b Absatz 1 Satz 3 stellt klar, dass auch Nicht-Selbstständigen der 
Verzicht auf eine Ausklammerung nach Satz 2 möglich ist. Die Änderung wurde nötig, nach-
dem das Bundessozialgericht seine entsprechende Rechtsprechung zu § 2 b Absatz 1 Satz 
2 aufgab (Urteil vom 16. März 2017 - B 10 EG 9/15 R). 

Sinn und Zweck der Ausklammerungstatbestände nach Absatz 1 Satz 2 ist der Ausgleich 
von Nachteilen bei der Elterngeldberechnung. Ergeben sich in Folge von Schwangerschaft 
und Geburt oder durch die Übernahme wehrverfassungsrechtlicher Pflichten Einkommens-
verluste, sollen diese sich nicht nachteilig auf die Höhe des Elterngeldes auswirken. Diese 
Zeiten werden daher bei der Elterngeldbemessung ausgeklammert. An ihre Stelle treten 
davor liegende Zeiträume.  

Für Zeiten des Elterngeldbezugs für ein älteres Kind und während der mutterschutzrechtli-
chen Schutzfristen gemäß Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 und 2 ist regelmäßig von einer Ein-
kommensreduzierung auszugehen, weshalb es einer weiteren Überprüfung dieser Einkom-
mensreduzierung, wie in den Fällen der Nummern 3 und 4, nicht bedarf. Dies dient auch 
und vor allem einer zügigen und verwaltungspraktikablen Umsetzung des BEEG für den 
Großteil aller Fälle des Absatz 1 Satz 2. 
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Im Einzelfall kann es jedoch vorkommen, dass die Regelung des Absatzes 1 Satz 2 nicht 
zum Nachteilsausgleich bei der Bemessung des Elterngeldes führt. Dies ist der Fall, wenn 
in den von den Ausklammerungstatbeständen betroffenen Kalendermonaten zumindest 
teilweise Erwerbseinkommen erzielt worden ist, in den vor dem regulären Bemessungszeit-
raum nach Absatz 1 liegenden Kalendermonaten, die stattdessen einzubeziehen sind, je-
doch jegliches Erwerbseinkommen fehlt. In solchen Fällen verfehlt die Regelung des Ab-
satzes 1 Satz 2 ihren Zweck der Begünstigung der Elterngeldberechtigten.  

Auf Antrag können die Elterngeldberechtigten daher die Anwendung des Absatzes 1 Satz 
2 einschränken. Sie können beantragen, dass sämtliche oder auch einzelne Kalendermo-
nate, für die nach Satz 2 die Ausklammerung vorgesehen ist, bei der Bestimmung des Be-
messungszeitraums berücksichtigt werden. Damit wird die Rechts- und Weisungslage, wie 
sie vor dem Urteil des Bundessozialgerichts vom 16. März 2017 (B 10 EG 9/15 R) bestand, 
wiederhergestellt.

Zu Buchstabe b 

Bei der Änderung des § 2b Absatz 3 Satz 1 handelt es sich um eine redaktionelle Anpas-
sung, mit der keine inhaltliche Änderung verbunden ist. Es soll klargestellt werden, dass 
nach Absatz 3 Satz 1 in Fällen, in denen die berechtigte Person auch Einkommen aus 
selbstständiger Erwerbstätigkeit hat, abweichend vom Zwölfmonatszeitraum nach Absatz 
1, weiterhin der letzte abgeschlossene steuerliche Veranlagungszeitraum für die Ermittlung 
des Einkommens aus nichtselbstständiger Erwerbstätigkeit zugrunde zu legen ist.

Zu Buchstabe c  

Für Eltern mit geringen selbstständigen Einkünften führt § 2b Absatz 4 ein Antragsrecht im 
Hinblick auf den Bemessungszeitraum ein. § 2b Absatz 4 Satz 1 regelt die Grundvoraus-
setzungen des Antragsrechts. Das Elterngeld ist allein anhand des Einkommens aus nicht-
selbstständiger Erwerbstätigkeit in den 12 Kalendermonaten vor dem Monat der Geburt zu 
bemessen, wenn die monatlich durchschnittlich zu berücksichtigende Summe der Einkünfte 
der berechtigten Person aus Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb und selbstständi-
ger Arbeit im vergangenen Kalenderjahr (Zeitraum nach Nummer 1) und im Kalenderjahr 
der Geburt in den Kalendermonaten vor dem Monat der Geburt (Zeitraum nach Nummer 2) 
jeweils durchschnittlich geringer als 35 Euro im Monat war. Der Durchschnittswert von 35 
Euro im Monat wird pro Kalenderjahr ermittelt. Im Kalenderjahr der Geburt fließen nur die 
Kalendermonate bis vor dem Monat der Geburt in die Durchschnittsbildung ein. 

Die Regelung orientiert sich an § 46 Absatz 2 Nummer 1 des Einkommensteuergesetzes 
(EStG), der bei sehr geringen Nebeneinkünften, unter 410 Euro im Jahr, eine Billigkeitslö-
sung hinsichtlich der Verpflichtung der Veranlagung der Einkünfte vorsieht. Anders als im 
EStG spielen bei der Neuregelung nicht nur Einkünfte eines vollen Kalenderjahres, sondern 
auch unterjährige monatliche Einkünfte eine Rolle. Daher ist in Satz 1 eine durchschnittliche 
monatliche Höhe der Einkünfte von 35 Euro als Maßstab für die Unerheblichkeit der Ein-
künfte aus selbstständiger Erwerbstätigkeit vorgesehen. Relevant sind nur Einkünfte aus 
den in § 2 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 bezeichneten Einkunftsarten. 

Anders als bei der Berechnung des Einkommens aus selbstständiger Erwerbstätigkeit ge-
mäß § 2d wird im Rahmen der Bildung der Summe der Einkünfte nach Satz 1 eine Verrech-
nung mit negativen Einkünften der in § 2 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 bezeichneten Ein-
kunftsarten vorgenommen. Beispielsweise werden negative Einkünfte aus einem Gewer-
bebetrieb mit positiven Einkünften aus selbstständiger Arbeit oder aus Land- und Forstwirt-
schaft verrechnet. Anders als bei der Elterngeldbemessung gemäß § 2d, für die nach Sinn 
und Zweck nur die positiven Einkünfte zu berücksichtigen sind, soll von der Regelung in 
Satz 1 explizit das Vorliegen negativer Einkünfte aufgegriffen werden und daran eine Ver-
besserungsmöglichkeit geknüpft werden. 
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§ 2 b Absatz 4 Satz 2 stellt klar, dass im Anwendungsbereich des Absatzes 4 Einkommen
aus selbstständiger Erwerbstätigkeit der Höhe nach nicht für die Bemessung des Elternge-
ldes berücksichtigt wird. Die Regelung soll explizit nicht dazu führen, dass selbstständige
Einkünfte für andere als die in Absatz 2 festgelegten Zeiträume zu ermitteln sind. Für die
Höhe des Elterngeldes ist allein das Einkommen aus nicht-selbstständiger Erwerbstätigkeit
maßgeblich. Betroffene Eltern werden sich für diese Rechtsfolge nur dann entscheiden,
wenn darin für sie im Vergleich zur Grundregel nach Absatz 3 ein Vorteil liegt. Die Regelung
hat keine Auswirkungen auf die Berücksichtigung der Tätigkeit im Bezugszeitraum. Im Be-
zugszeitraum ist die Tätigkeit nach Art, Umfang und Höhe der Einkünfte wie gewohnt zu
berücksichtigen.

Die Vorschrift dient dem Bürokratieabbau. Durch die Berücksichtigung allein des Einkom-
mens aus nichtselbstständiger Erwerbstätigkeit entfällt der für die Berücksichtigung selbst-
ständigen Einkommens notwendige Verwaltungsaufwand. Auf Grundlage der Lohn- und 
Gehaltsbescheinigungen kann in den allermeisten Fällen bei Beantragung endgültig bewil-
ligt werden. Es entfallen damit die vorläufige Bewilligung nach § 8 Absatz 3 Satz 1 Nummer 
1, die spätere nochmalige Prüfung und etwaige Rückforderungen. 

§ 2b Absatz 4 Satz 3 beschreibt auf Grund welcher Nachweise die für die Entscheidung
über den Antrag notwendige Feststellung der Höhe der Einkünfte zu erfolgen hat. Für den
letzten abgeschlossenen Veranlagungszeitraum gemäß Satz 1 Nummer 1 ist, soweit er be-
reits vorliegt, der Einkommensteuerbescheid heranzuziehen. Ist kein Einkommensteuerbe-
scheid zu erstellen oder liegt dieser zum Zeitpunkt der Entscheidung noch nicht vor, genügt
eine Gewinnermittlung nach den Maßstäben des § 2d Absatz 3. Für die Feststellung der
Höhe der monatlich zu berücksichtigenden Summe der Einkünfte aus den in § 2 Absatz 1
Satz 3 Nummer 2 genannten Einkunftsarten in den nach Satz 1 Nummer 2 zu berücksich-
tigenden Monaten des Kalenderjahres der Geburt ist ebenfalls eine Gewinnermittlung nach
den Maßstäben des § 2d Absatz 3 ausreichend.

§ 2b Absatz 4 Satz 4 legt fest, dass die Entscheidung über den Antrag nach Satz 1 bei der
erstmaligen Bearbeitung des Antrages anhand der bis zum Zeitpunkt der Entscheidung vor-
gelegten Unterlagen abschließend getroffen wird. Über den Antrag wird auch für den Fall,
dass aus anderen Gründen das Elterngeld gemäß § 8 Absatz 3 vorläufig bewilligt wird, im
Rahmen der dann erfolgenden abschließenden Entscheidung nicht neu entschieden. Diese
Regelung dient der Verwaltungsvereinfachung. Nur durch eine abschließende Entschei-
dung bei Beantragung erhalten die Eltern Rechtssicherheit über die Lage ihres Bemes-
sungszeitraums und müssen keine nachträgliche Änderung des Bemessungszeitraums
fürchten, sollte die später festgestellte tatsächliche Höhe der Einkünfte aus selbstständiger
Erwerbstätigkeit abweichen. Auch für die Verwaltung wird vermieden, das gesamte Verwal-
tungsverfahren neu aufzurollen.

Zu Nummer 4 

Zu Buchstabe a 

Die Einfügung der Formulierung „Kalendermonate“ statt „Monate“ in § 2c Absatz 2 Satz 1 
ist redaktionell bedingt und führt zu keiner Änderung der bestehenden Rechtslage.

Zu Buchstabe b 

Zu Doppelbuchstabe aa 

Die Einfügung der Formulierung „Kalendermonat“ statt „Monat“ in § 2c Absatz 3 Satz 1 ist 
redaktionell bedingt und führt zu keiner Änderung der bestehenden Rechtslage.
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Zu Doppelbuchstabe bb 

Die Einfügung der Formulierung „Kalendermonate“ statt „Monate“ in § 2c Absatz 3 Satz 2 
ist redaktionell bedingt und führt zu keiner Änderung der bestehenden Rechtslage.

Zu Nummer 5  

Die Streichung in § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 erfolgt auf Grund des Wegfalls des Be-
treuungsgeldes, das mit Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 21. Juli 2015 
– 1 BvF 2/13 – (BGBl. I S. 1565) für mit dem Grundgesetz unvereinbar und nichtig erklärt
wurde.

Zu Nummer 6  

Zu §§ 4 bis 4d:  

Die §§ 4 bis 4d werden zur besseren Lesbarkeit und Verständlichkeit neu strukturiert. 

Dafür werden Regelungen des bisherigen § 4 von den einstigen Rechtsgrundlagen des 
Betreuungsgeldes, §§ 4a bis 4d, übernommen. Die Streichung des bisherigen Wortlauts 
der §§ 4a bis 4d erfolgt auf Grund des Wegfalls des Betreuungsgeldes, das mit Entschei-
dung des Bundesverfassungsgerichts vom 21. Juli 2015 – 1 BvF 2/13 – (BGBl. I S. 1565) 
für mit dem Grundgesetz unvereinbar und nichtig erklärt wurde. Aus demselben Grund wird 
die Abschnittsbezeichnung „Abschnitt 2: Betreuungsgeld“ gestrichen. § 4 erhält in Folge der 
Neustrukturierung die neue Überschrift „Bezugsdauer, Anspruchsumfang“. 

Im Rahmen der Neustrukturierung verschieben sich einzelne Regelungen wie folgt:

Der Regelungsgehalt des bisherigen § 4 Absatz 2 Satz 2 wird von § 4a Absatz 1 übernom-
men. Der Regelungsgehalt der Sätze 2 und 3 des § 4 Absatz 3 wird von § 4a Absatz 2 
übernommen. Der Regelungsgehalt des § 4 Absatz 4 Satz 3 fließt unter Neugestaltung des 
Partnerschaftsbonus in die Vorschrift des § 4b. Die Regelungen des § 4 Absatz 6 werden 
mit geringfügigen Korrekturen in die Vorschrift des § 4c überführt. Der Regelungsgehalt des 
§ 4 Absatz 7 wird von § 4d übernommen.

In Folge der Neustrukturierung verschieben sich einzelne Regelungen innerhalb des § 4 
wie folgt: 

§ 4 Absatz 1 erhält in Satz 1 eine zusätzliche Klarstellung zu den Regelungsvarianten des
Elterngeldes. Der bisherige Satz 1 des § 4 Absatz 1 wird aufgeteilt und in Satz 2 und 3
verschoben. Entsprechend verschieben sich die nachfolgenden Sätze des Absatzes 1 nach
hinten.

Der bisherige Satz 3 des § 4 Absatz 2 wird in Satz 2, der bisherige Satz 4 des § 4 Absatz 
2 in Satz 3 verschoben. Der Regelungsgehalt des bisherigen Satzes 1 des Absatzes 3, wird 
in Absatz 3 Satz 3 verschoben.  

Die bisherigen Sätze 1 und 2 des § 4 Absatz 4 werden nach Absatz 3 Satz 1 und Satz 2 
verschoben. Der bisherige Absatz 5 des § 4 wird nach Absatz 4 verschoben.  

Es ergeben sich unter anderem folgende redaktionelle Anpassungen und Klarstellungen: 

Die jeweilige Ersetzung des Begriffs „Monat“ durch den Begriff „Lebensmonat“ an verschie-
denen Stellen dieses Gesetzes dient der Klarstellung und führt zu keiner Änderung der 
derzeitigen Rechtslage.  

Der Begriff „Basiselterngeld“ ersetzt die Formulierung „Elterngeld im Sinne des Absatzes 2 
Satz 2“.  
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Die Begriffe „Basiselterngeld“, „Partnerschaftsbonus“ und „ElterngeldPlus“ treten an die 
Stelle vieler Verweise im Gesetz und dienen so der besseren Verständlichkeit. Diese Um-
gestaltung ist lediglich redaktionell bedingt und führt zu keiner Änderung der derzeitigen 
Rechtslage.

Teilweise wurde die Formulierung „beziehen“ oder „beanspruchen“ durch die Formulierung 
„hat Anspruch“ ersetzt. Diese und weitere sprachliche Anpassungen sind rein redaktioneller 
Art. 

In § 4 Absatz 5 wird eine Sonderregelung für Eltern von besonders Frühgeborenen einge-
führt.  

Zu § 4  

Aus Klarstellungsgründen werden Basiselterngeld und ElterngeldPlus in § 4 Absatz 1 Satz 
1 als mögliche Bezugsvarianten des Elterngeldes einleitend angesprochen. In der Folge 
wird auch der übrige Regelungsgehalt des Absatzes 1 klarer im Hinblick auf die Unterschei-
dung zwischen Basiselterngeld und ElterngeldPlus gefasst. Die Änderungen sind rein re-
daktionell bedingt und haben keine Änderungen der Rechtslage zur Folge.  

Für das Elterngeld Plus wird in § 4 Absatz 1 Satz 4 zudem ein maximaler Bezugszeitraum 
festgelegt, wie er für das Basiselterngeld bereits in Absatz 1 Satz 3 geregelt ist. Es ist wei-
terhin möglich, erst ab dem 15. Lebensmonat Elterngeld Plus zu beziehen. Wie beim Basi-
selterngeld auch, ist nunmehr die Bezugszeit auf die Summe der maximal zu beziehenden 
Monaten begrenzt. Das bedeutet, dass ein Verbrauch von Elterngeldmonaten eintreten 
kann, auch wenn kein Basiselterngeld oder Elterngeld Plus vor dem 15. Lebensmonat be-
zogen wird. Die Bezugszeit von 32 Lebensmonaten ergibt sich aus der Summe der maximal 
zu beziehenden Elterngeldmonate. Sie errechnet sich wie folgt: 12 Monate Basiselterngeld 
+ 2 Partnermonate = 14 Monate Basiselterngeld oder 28 Monate Elterngeld Plus + weitere
4 Monate Elterngeld Plus in Form des Partnerschaftsbonus = 32 Monate.

Die Einfügung des Begriffs Basiselterngeld in § 4 Absatz 3 anstelle der Formulierung „El-
terngeld im Sinne des Absatzes 2 Satz 2“ ist redaktionell bedingt und führt zu keiner Ände-
rung der derzeitigen Rechtslage.

Die Neuregelung in § 4 Absatz 5 Satz 1 und Satz 2 normiert einen gesetzlichen Anspruch 
der Eltern auf einen zusätzlichen Basiselterngeldmonat bzw. auf zwei Elterngeld Plus-Mo-
nate unter der Voraussetzung, dass das betreffende Kind mindestens sechs Wochen vor 
dem voraussichtlichen Tag der Entbindung geboren wurde. Für die Berechnung ist der vo-
raussichtliche Tag der Entbindung maßgeblich, wie er sich aus dem ärztlichen Zeugnis oder 
dem Zeugnis einer Hebamme oder eines Entbindungspflegers analog § 3 Absatz 1 Satz 3 
des Mutterschutzgesetzes ergibt. 

Berechnungsbeispiel: Bei einem voraussichtlichen Entbindungstermin am Montag, den 28. 
Dezember 2020 sind die Anspruchsvoraussetzungen der Neuregelung erfüllt, wenn die Ge-
burt spätestens am Montag, den 16. November 2020 erfolgte.

Die Neuregelung erfasst auch Fälle, die früher als sechs Wochen vor dem voraussichtlichen 
Tag der Entbindung geboren wurden. Der Anspruch der neuen Regelung steht ebenfalls 
allein- und getrennt erziehenden Elternteilen zu.

Die neue Regelung in § 4 Absatz 5 Satz 3 Nummer 1 schafft eine Ausnahme zu der Rege-
lung des § 4 Absatz 4 Satz 1 und stellt damit sicher, dass im Falle eines mindestens sechs 
Wochen vor dem voraussichtlichen Tag der Entbindung geborenen Kindes ein Elternteil 
höchstens 13 Monatsbeträge Basiselterngeld beziehen kann

Die neue Regelung in § 4 Absatz 5 Satz 3 Nummer 2 schafft eine Ausnahme zu der Rege-
lung des § 4 Absatz 1 Satz 3 und stellt damit sicher, dass im Falle eines mindestens sechs 
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Wochen vor dem voraussichtlichen Tag der Entbindung geborenen Kindes Basiselterngeld 
bis zur Vollendung des 15. Lebensmonats des Kindes bezogen werden kann.  

Die neue Regelung in § 4 Absatz 5 Satz 3 Nummer 3 schafft eine Ausnahme zu der Rege-
lung des § 4 Absatz 1 Satz 4 und stellt für Eltern, deren Kind mindestens sechs Wochen 
vor dem voraussichtlichen Tag der Entbindung geboren wurde, sicher, dass sie die Voraus-
setzung des Bezugs in aufeinanderfolgenden Lebensmonaten gemäß Absatz 1 Satz 4 auch 
durch den Bezug von Elterngeld Plus erst ab dem 16. Lebensmonat erfüllen können. 

Zu § 4a  

Der bisherige Wortlaut des § 4a, der Regelungen zum Betreuungsgeld enthielt, entfällt. Die 
neue Überschrift der Vorschrift lautet: „Berechnung von Basiselterngeld und Elterngeld 
Plus“. Der neue Wortlaut des § 4a Absatz 1 entspricht inhaltlich dem bisherigen § 4 Absatz 
2 Satz 2. Der zweite Halbsatz des Satzes 1 sowie die Sätze 2 und 3 des bisherigen § 4 
Absatz 3 gehen in dem neuen § 4a Absatz 2 auf. Die Regelung der Berechnung der ver-
schiedenen Leistungsvarianten Basiselterngeld und Elterngeld Plus in einer eigenen Vor-
schrift sorgt für eine systematischere Anordnung der Einzelregelungen im BEEG und 
schafft zudem mehr Sichtbarkeit der Varianten im BEEG und erleichtert zudem die Abgren-
zung. Inhaltlich ist mit der Verschiebung des Wortlauts in den neuen Paragrafen keine Än-
derung verbunden. Zur besseren Lesbarkeit der Verschiebungen erfolgen kleinere redakti-
onelle Anpassungen.

Zu § 4b  

Der bisherige Wortlaut des § 4b, der Regelungen zum Betreuungsgeld enthielt, entfällt. Der 
neue § 4b enthält Regelungen zum Partnerschaftsbonus, der bisher in § 4 Absatz 4 Satz 3 
geregelt war. Entsprechend lautet die neue Überschrift „Partnerschaftsbonus“. 

Die Voraussetzungen des Partnerschaftsbonus werden im Vergleich zur bisherigen Fas-
sung flexibilisiert. Aus der bisher geltenden festen Bezugszeit von vier Lebensmonaten wird 
ein flexibler Bezug von zwei bis vier Lebensmonaten. Der zulässige Stundenkorridor von 
bisher 25 bis 30 Wochenstunden wird auf 24 bis 32 Wochenstunden erweitert. Zugleich 
wird der Wortlaut redaktionell überarbeitet. Die grundsätzliche Regelung, nach der beide 
Eltern den Partnerschaftsbonus nur gleichzeitig und in aufeinanderfolgenden Lebensmona-
ten beziehen können, bleibt weiterhin bestehen.

Arbeitgeber behalten auch mit der Flexibilisierung des Partnerschaftsbonus die für sie not-
wendige Planungssicherheit. Antragsänderungen sind im Elterngeld bereits nach gelten-
dem Recht zulässig. Die Elternzeit kann gegenüber dem Arbeitgeber nur aus wichtigem 
Grund beendet werden. Zwischen den beiden Rechtsgebieten der Elternzeit (Arbeitsrecht) 
und dem Elterngeld (Leistungsrecht) ist hier zu trennen.  

Unabhängig von den elternzeitrechtlichen Bestimmungen soll es Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmerinnen künftig jedoch möglich sein, auch im Nachhinein noch den Partner-
schaftsbonus zu verkürzen oder zu verlängern. Dies kann für Arbeitgeberinnen und Arbeit-
geber auch von Vorteil sein. 

§ 4b Absatz 1 hebt die bisher geltende feste Bezugsdauer von vier Lebensmonaten für den
Partnerschaftsbonus auf. Dies führt zur Streichung der Worte „vier weitere Monatsbeträge“.

§ 4b Absatz 1 Nummer 1 bestimmt einen zulässigen Arbeitsstundenkorridor von 24 bis 32
Wochenstunden. Zudem erfolgt die rechtliche Klarstellung, dass die Wochenstundenzahl
im Durchschnitt des „Lebensmonats“ zu erfüllen ist. Die Anhebung des Stundenkorridors
von 25 bis 30 auf 24 bis 32 Wochenstunden gewährt Eltern mehr Flexibilität im Hinblick auf
Umfang und Lage ihrer Arbeitszeit. Die Untergrenze von 24 und die Obergrenze von 32
Wochenstunden ermöglicht den Eltern eine Erwerbstätigkeit im Umfang einer 3- oder 4-
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Tage-Woche. Sie erhalten mehr zeitlichen Spielraum, um Unwägbarkeiten im Arbeitsalltag, 
wie etwa unvorhergesehene betrieblich veranlasste Überstunden, besser abzufedern.  

§ 4b Absatz 2 eröffnet die Möglichkeit eines flexiblen Bezugs des Partnerschaftsbonus zwi-
schen zwei und vier Monaten. Die Eltern können sich innerhalb dieser Bezugsdauer ent-
scheiden, für wie lang sie den Partnerschaftsbonus in Anspruch nehmen können. Während
des Bezugs können sie im Rahmen der Antragsänderung gemäß § 7 Absatz 2 Satz 1 die
Bezugszeit anpassen, wenn sie den Bonus kürzer oder länger als beantragt in Anspruch
nehmen möchten.

§ 4b Absatz 3 greift die bereits in der bisherigen Regelung enthaltenen Voraussetzungen
des gleichzeitigen und durchgehenden Bezugs des Partnerschaftsbonus durch beide Eltern
auf, die weiterhin gelten sollen. Die Gestaltung als eigene Regelung dient der Übersicht-
lichkeit. Im Hinblick auf die mit Absatz 2 neu eingeführte flexible Bezugsdauer des Partner-
schaftsbonus stellt Absatz 3 klar, dass der Bezug weiterhin grundsätzlich am Stück erfolgen
soll. Stellt sich während des Bezugs heraus, dass der Partnerschaftsbonus nicht fortgeführt
werden kann, können die Eltern im Wege der Antragsänderung gemäß § 7 Absatz 2 den
Bezug des Partnerschaftsbonus beenden. Zusätzlich gilt die Ausnahmeregelung des § 4b
Absatz 5.

§ 4b Absatz 4 stellt klar, dass der Wechsel zwischen gemeinsamen Bezug des Partner-
schaftsbonus gemäß § 4b und einem alleinigen Bezug gemäß § 4c Satz 1 Nummer 1-3
erfolgen kann, sofern die Voraussetzungen während des Bezugs entstehen. Fallen für ei-
nen Elternteil die Voraussetzungen weg, zum Beispiel weil dieser Elternteil schwer erkrankt
und damit die Betreuung des Kindes unmöglich wird oder weil der andere Elternteil auf
Grund von Trennung oder Tod alleinerziehend wird, kann der betreuende Elternteil den
Bonus im alleinigen Bezug fortsetzen.

§ 4b Absatz 5 ist eine Ausnahmeregelung für den Fall, dass sich während oder nach Ende
des Bezugs des Partnerschaftsbonus herausstellt, dass die Eltern die spezifischen Voraus-
setzungen des Bonus nicht in allen beantragten Lebensmonaten erfüllen bzw. erfüllt haben.
Betroffene Eltern sollen ihren Anspruch auf diejenigen Partnerschaftsbonusmonate, in de-
nen sie die Voraussetzungen erfüllt haben, nicht verlieren. Deshalb regelt Absatz 5, dass
die entstehenden Lücken im Bezug unschädlich für das Erfordernis des Bezugs des Part-
nerschaftsbonus in aufeinanderfolgenden Lebensmonaten gemäß Absatz 3 sind. Be-
troffene Eltern sollen auch einen möglicherweise nach Bezug des Partnerschaftsbonus ge-
planten Elterngeld Plus-Bezug ungehindert fortsetzen können. Absatz 5 legt daher zusätz-
lich fest, dass die durch Nichterfüllung einzelner Voraussetzungen entstehenden Lücken im
Bezug für das allgemeine Erfordernis des ununterbrochenen Bezugs ab Lebensmonat 15
gemäß § 4 Absatz 1 Satz 4 unschädlich sind.

Das Erfordernis des Bezugs in aufeinanderfolgenden Lebensmonaten soll nach seinem 
Sinn und Zweck kontinuierliche Erwerbsverläufe und die Planbarkeit für Arbeitgeber be-
günstigen und zugleich die Verwaltungspraktikabilität gewährleisten. Die Regelung des un-
unterbrochenen Bezugs bezieht sich daher von ihrer Zielsetzung auf den Zeitpunkt der Pla-
nung der Lage und Verteilung der Elterngeldmonate. Treten während des Bezugs unvor-
hergesehene Umstände ein, die zur Nicht-Erfüllung der Voraussetzungen des Partner-
schaftsbonus führen, sind Sinn und Zweck der Regelung daher nicht tangiert und eine Aus-
nahmeregelung gerechtfertigt.

Zu § 4c 

Der neue Wortlaut des § 4c entspricht dem bisherigen Wortlaut von § 4 Absatz 6 mit klei-
neren redaktionellen Anpassungen. Die in der Norm enthaltenen Regelungen zum alleini-
gen Bezug der Partnerkomponenten des Elterngeldes widmen sich einer bestimmten 
Gruppe von Antragsberechtigten, weshalb eine eigene Vorschrift zu den Voraussetzungen
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angemessen ist. Inhaltlich ist mit der Verschiebung des Wortlauts in den neuen Paragrafen 
keine Änderung verbunden.  

In Folge der Umstrukturierung der §§ 4 bis 4d wurden die in der Norm enthaltenen gesetz-
lichen Verweise angepasst. In § 4c Absatz 1 Nummer 1, der den Wortlaut des § 4 Absatz 
6 Satz 1 Nummer 1 übernimmt, erfolgt eine Korrektur des Verweises auf 24b EStG. Dabei 
handelt es sich um eine Folgeänderung auf Grund der Änderung des § 24b. Es sind die 
Vorschriften zum Entlastungsbetrag für Alleinerziehende nach § 24b Absatz 1 und 3 EStG 
maßgeblich. Der bisherige Wortlaut verwies noch auf § 24b Absatz 1 und 2 des EStG.

§ 4c Absatz 2 sieht wie der bisherige § 4 Absatz 6 Satz 2 einen eigenen Anspruch für
Elternteile im Sinne des Satzes 1 Nummer 1 bis 3 vor, die auf Grund ihrer persönlichen
Lebenssituation die Voraussetzungen des Partnerschaftsbonus nicht erfüllen können, z.B.
weil sie alleinerziehend sind. Der diesen Eltern zustehende Bonus ist an die Voraussetzun-
gen des Partnerschaftsbonus angelehnt. In Folge der Flexibilisierung und Anpassung des
Partnerschaftsbonus in § 4b ergibt sich damit auch eine Anpassung des Bonus für Eltern-
teile im Sinne des Satzes 1 Nummer 1 bis 3. Auch für sie wird aus der bisher geltenden
festen Bezugszeit ein flexibler Bezug von zwei bis vier Monaten. Der zulässige Stunden-
korridor von bisher 25 bis 30 Wochenstunden wird auf 24 bis 32 Wochenstunden erweitert.
Die grundsätzliche Regelung und Handhabung des Bonus erfolgt weiter wie bisher.

Zu § 4d (weitere Berechtigte): 

Die neue Überschrift des § 4d lautet: „Weitere Berechtigte“. Der Regelungsgehalt des § 4d 
entspricht dem bisherigen Regelungsgehalt von § 4 Absatz 7.  

Bei den sprachlichen Anpassungen handelt es sich um redaktionelle Änderungen. Die der-
zeitige Rechtslage bleibt bestehen.

Zu Nummer 7 

Aus Abschnitt 3 wird „Abschnitt 2: Verfahren und Organisation“. Dabei handelt es sich um 
eine Folgeänderung auf Grund der Aufhebung des ursprünglichen Abschnitts 2 zum Be-
treuungsgeld. 

Zu Nummer 8 

Aus Abschnitt 3 wird „Abschnitt 2: Verfahren und Organisation“. Dabei handelt es sich um 
eine Folgeänderung auf Grund der Aufhebung des ursprünglichen Abschnitts 2 zum Be-
treuungsgeld. 

Zu Nummer 9 

Die Streichungen in § 5 erfolgen auf Grund des Wegfalls des Betreuungsgeldes, das mit 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 21. Juli 2015 – 1 BvF 2/13 – (BGBl. I 
S. 1565) für mit dem Grundgesetz unvereinbar und nichtig erklärt wurde. Die sprachlichen
Anpassungen und Ergänzungen des Wortlauts dienen der inhaltlichen Klarstellung und ha-
ben keine Auswirkung auf die derzeitige Rechtslage. Bei den Änderungen der Verweisnor-
men des § 5 Absatz 2 Satz 1 handelt es sich um Folgeänderungen aufgrund der Neustruk-
turierung der §§ 4 bis 4d.

Zu Nummer 10 

Die Streichung in § 6 erfolgt auf Grund des Wegfalls des Betreuungsgeldes, das mit Ent-
scheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 21. Juli 2015 – 1 BvF 2/13 – (BGBl. I S. 
1565) für mit dem Grundgesetz unvereinbar und nichtig erklärt wurde. Die Einfügung der 
Formulierung „Lebensmonat“ statt der Formulierung „Monat“ in § 6 ist redaktionell bedingt 
und führt zu keiner Änderung der derzeitigen Rechtslage.
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Zu Nummer 11 

Zu Buchstabe a 

Zu Doppelbuchstabe aa 

Die Streichung erfolgt auf Grund des Wegfalls des Betreuungsgeldes, das mit Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts vom 21. Juli 2015 – 1 BvF 2/13 – (BGBl. I S. 1565) für mit 
dem Grundgesetz unvereinbar und nichtig erklärt wurde. 

Zu Doppelbuchstabe bb 

Die Streichung und die darauf basierende sprachliche Anpassung erfolgen auf Grund des 
Wegfalls des Betreuungsgeldes, das mit Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
vom 21. Juli 2015 – 1 BvF 2/13 – (BGBl. I S. 1565) für mit dem Grundgesetz unvereinbar 
und nichtig erklärt wurde.  

Die Einfügung der Formulierungen „Lebensmonate“ und „Lebensmonats“ statt der Formu-
lierung „Monate“ und „Monats“ in § 7 Absatz 1 Satz 2 ist redaktionell bedingt und führt zu 
keiner Änderung der derzeitigen Rechtslage. 

Die Streichung der Wörter „auf Elterngeld oder Betreuungsgeld“ und „Betreuungsgeld“ in § 
7 Absatz 1 Satz 3 erfolgt auf Grund des Wegfalls des Betreuungsgeldes, das mit Entschei-
dung des Bundesverfassungsgerichts vom 21. Juli 2015 – 1 BvF 2/13 – (BGBl. I S. 1565) 
für mit dem Grundgesetz unvereinbar und nichtig erklärt wurde.  

Die Einfügung des Begriffs Basiselterngeld anstelle der Formulierung „Elterngeld im Sinne 
des § 4 Absatz 2 Satz 2“ sowie alle Änderungen der Wörter „Lebensmonate“ zu „Monate“ 
sind redaktionell bedingt und führen zu keiner Änderung der derzeitigen Rechtslage.

Zur Klarstellung und Vollständigkeit wird auch der Partnerschaftsbonus als Leistungsvari-
ante aufgenommen, zu der im Elterngeldantrag Angaben zu machen sind. 

Zu Buchstabe b 

Zu Doppelbuchstabe aa 

Die Einfügungen der Formulierung „Lebensmonate“ statt der Formulierung „Monate“ und 
der Formulierung „Lebensmonats“ statt der Formulierung „Monats“ in § 7 Absatz 2 Satz 2 
sind redaktionell bedingt und führen zu keiner Änderung der derzeitigen Rechtslage.

Zu Doppelbuchstabe bb 

Die Einfügung des Begriffs „Basiselterngeld“ anstelle der Formulierung „Elterngeld nach § 
4 Absatz 2 Satz 2“ ist ebenso redaktionell bedingt wie die Einfügung der Formulierung „Le-
bensmonat“ statt der Formulierung „Monat“. Beide Anpassungen führen zu keiner Änderung 
der derzeitigen Rechtslage. 

Zu Buchstabe c 

Die Änderung der Verweise und die sprachlichen Anpassungen in § 7 Absatz 3 Satz 1, Satz 
2 und Satz 3 sind Folgeänderungen aufgrund der Neustrukturierung der §§ 4 Absatz 3, 4b 
und 4c.

Die Streichungen in § 7 Absatz 3 Satz 2 und Satz 3 erfolgen auf Grund des Wegfalls des 
Betreuungsgeldes, das mit Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 21. Juli 
2015 – 1 BvF 2/13 – (BGBl. I S. 1565) für mit dem Grundgesetz unvereinbar und nichtig 
erklärt wurde. 
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Zu Nummer 12 

Zu Buchstabe a 

In § 8 Absatz 1 werden die Worte „und die Arbeitszeit“ gestrichen. Dadurch entfällt der 
zwingende nachträgliche Nachweis über den Umfang der konkret geleisteten Arbeitsstun-
den nach Ablauf des Bezugszeitraums in allen Fällen, in denen im Antrag auf Elterngeld 
Angaben zum voraussichtlichen Einkommen aus Erwerbstätigkeit gemacht wurden. Dieser 
ist unter Berücksichtigung der Anzeigepflichten des Elterngeldempfängers entbehrlich und 
im Hinblick auf die fortschreitende Digitalisierung des Antragsverfahrens nicht zweckmäßig. 

Der bundesweit einheitliche Gesetzesvollzug im Hinblick auf die Arbeitszeitgrenze ist im 
BEEG unter anderem durch die gesetzlichen Mitteilungspflichten und eine mögliche Plau-
sibilitätskontrolle durch Abgleich des Stundenumfangs mit der tatsächlich nachzuweisen-
den Einkommenshöhe sichergestellt.  

Die Arbeitszeit ist zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber vertraglich geregelt. Bei Antrag-
stellung gibt der Antragsteller oder die Antragstellerin an, dass die Arbeitszeit 32 Stunden 
nicht übersteigen wird bzw. in Fällen des Partnerschaftsbonus zwischen 24 und 32 Stunden 
liegen wird. Als Beleg wird ein Dokument vorgelegt (Elternzeitvereinbarung, Arbeitsvertrag). 
Der Gesetzgeber geht davon aus, dass es in vielen Fällen nicht zu einer Über- oder Unter-
schreitung der vereinbarten Arbeitszeit kommen wird. In die Angaben bei Antragstellung 
darf daher vertraut werden.  

Sollte der Umfang der Arbeitszeit nach Antragstellung vertraglich oder tatsächlich geändert 
werden, muss diese Änderung, die für die Leistung erheblich ist und über die zudem im 
Antrag Erklärungen abgegeben worden sind, unverzüglich nach § 68 Nummer 15 in Ver-
bindung mit § 60 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch mitgeteilt 
werden. Eine Verletzung der Mitteilungspflicht berechtigt die Behörde nach § 48 Absatz 1 
Satz 2 Nummer 2 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch zur Aufhebung der Bewilligung 
des Elterngeldes. Bestehen seitens der Elterngeldstelle Zweifel an der Einhaltung der Ar-
beitszeitvoraussetzungen, etwa auf Grund der Einkommenshöhe in den Lohn- und Gehalts-
bescheinigungen, kann die Elterngeldstelle im Rahmen der abschließenden Bewilligung 
nach Ablauf des Bezugszeitraums im Einzelfall einen Nachweis über die tatsächlich geleis-
tete Arbeitszeit verlangen.  

Mit der Einschränkung des nachträglichen Nachweises der Arbeitszeit nur auf Zweifelsfälle 
wird für die übrigen Fälle das Verwaltungsverfahren verschlankt. Dadurch wird auch das 
Ziel eines möglichst papierlosen Verwaltungsverfahrens weiterverfolgt, das im Rahmen der 
Digitalisierung von Familienleistungen, die im Bereich des Elterngeldes mit ElterngeldDigi-
tal weit fortgeschritten ist, ein wesentliches Anliegen ist.

Zu Buchstabe b 

Bei der Änderung des § 8 Absatz 1a Satz 1 Nummer 2 handelt es sich um eine Folgeände-
rung aufgrund der Neustrukturierung der §§ 4b Absatz 1 Satz 1 und 4d Satz 1.

Zu Buchstabe c 

Die Streichung und Ersetzung des Wortlauts in § 8 Absatz 2 Satz 2 erfolgt auf Grund des 
Wegfalls des Betreuungsgeldes, das mit Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
vom 21. Juli 2015 – 1 BvF 2/13 – (BGBl. I S. 1565) für mit dem Grundgesetz unvereinbar 
und nichtig erklärt wurde.  
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Zu Buchstabe d 

Zu Doppelbuchstabe aa 

Zu Dreifachbuchstabe aaa 

Die Streichung in § 8 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 erfolgt auf Grund des Wegfalls des Be-
treuungsgeldes, das mit Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 21. Juli 2015 
– 1 BvF 2/13 – (BGBl. I S. 1565) für mit dem Grundgesetz unvereinbar und nichtig erklärt
wurde.

Zu Dreifachbuchstabe bbb 

§ 8 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 wird aufgrund des Wegfalls der Nummer 4 redaktionell
angepasst.

Zu Dreifachbuchstabe ccc 

§ 8 Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 wird aufgrund des Wegfalls der Nummer 4 redaktionell
angepasst.

Zu Dreifachbuchstabe ddd 

§ 8 Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 wird aufgehoben. Der nachträgliche Nachweis des Arbeits-
zeitumfangs in Absatz 1 wird grundsätzlich für alle Fälle mit Erwerbstätigkeit im Bezugszeit-
raum abgeschafft. Folgerichtig entfällt der nachträgliche Nachweis des Arbeitszeitumfangs
grundsätzlich auch für den Partnerschaftsbonus. Der nachträgliche Nachweis der Höhe des
Einkommens aus Erwerbstätigkeit ist gemäß Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 ohnehin erforder-
lich, sodass eine gesonderte Erfassung des Partnerschaftsbonus unter Nummer 4 nicht
notwendig ist.

Zu Doppelbuchstabe bb 

Die Aufhebung des § 8 Absatz 3 Satz 2 erfolgt auf Grund des Wegfalls des Betreuungsgel-
des, das mit Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 21. Juli 2015 – 1 BvF 2/13 
– (BGBl. I S. 1565) für mit dem Grundgesetz unvereinbar und nichtig erklärt wurde.

Zu Nummer 13 

Zu Buchstabe a 

Die Streichung und Ersetzung des Wortlauts in § 10 Absatz 1 erfolgt auf Grund des Wegfalls 
des Betreuungsgeldes, das mit Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 21. Juli 
2015 – 1 BvF 2/13 – (BGBl. I S. 1565) für mit dem Grundgesetz unvereinbar und nichtig 
erklärt wurde.  

Zu Buchstabe b 

Die Streichung in § 10 Absatz 2 erfolgt auf Grund des Wegfalls des Betreuungsgeldes, das 
mit Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 21. Juli 2015 – 1 BvF 2/13 – (BGBl. 
I S. 1565) für mit dem Grundgesetz unvereinbar und nichtig erklärt wurde. 

Zu Buchstabe c 

Mit der Änderung des § 10 Absatz 5 Satz 1 erfolgt eine Angleichung der Rechtslage zur 
Anrechnung von Elterngeld auf Leistungen nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch, dem 
Zwölften Buch Sozialgesetzbuch, dem Asylbewerberleistungsgesetz und Leistungen nach 
§ 6a Bundeskindergeldgesetz.
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Elterngeld und Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz werden regelmäßig 
nicht nebeneinander bezogen. Nicht freizügigkeitsberechtigte Ausländerinnen und Auslän-
der sind nur zum Bezug von Elterngeld berechtigt, wenn sie die Voraussetzungen gem. § 
1 Absatz 7 erfüllen. Dies betrifft beispielsweise Fälle kurzfristiger Überschneidungen der 
Auszahlung von Elterngeld und Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz in der 
Übergangsphase nach der Erteilung eines zur Inanspruchnahme von Elterngeld berechti-
genden Aufenthaltstitels.  

Zu berücksichtigen ist, dass die Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz Leis-
tungen zur Sicherung des Existenzminimums darstellen, die den Bedarf des betreuenden 
Elternteils und den des Kindes bereits umfassend absichern. Es besteht daher kein Grund, 
sie gegenüber den Leistungen nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch, dem Zwölften 
Buch Sozialgesetzbuch und § 6a des Bundeskindergeldgesetzes, die im Ausnahmekatalog 
des § 10 Absatz 5 Satz 1 aufgezählt sind, zu privilegieren. 

Zu Nummer 14 

Die Streichung in § 11 Satz 1 erfolgt auf Grund des Wegfalls des Betreuungsgeldes, das 
mit Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 21. Juli 2015 – 1 BvF 2/13 – (BGBl. 
I S. 1565) für mit dem Grundgesetz unvereinbar und nichtig erklärt wurde. 

Zu Nummer 15 

Zu Buchstabe a 

Die Änderung der Überschrift des § 12 in „Zuständigkeit; Bewirtschaftung der Mittel“ erfolgt, 
da der neue § 12 Absatz 3 die Haushaltsmittel des Bundes für das Elterngeld und insbe-
sondere deren Bewirtschaftung behandelt.

Zu Buchstabe b 

Die im bisherigen § 12 Absatz 1 Satz 2 geregelte Obliegenheit zur Beratung der zuständi-
gen Behörden auch zur Elternzeit wird mit einer redaktionellen Anpassung nach Absatz 2 
verschoben. Dafür wird in Absatz 1 Satz 2 eine feste örtliche Zuständigkeit eingeführt. Da-
mit finden sich die Zuständigkeitsregelungen in einem eigenen Absatz. 

Die Einführung einer klaren Regelung zur örtlichen Zuständigkeit in § 12 Absatz 1 Satz 2 
dient der Verwaltungsvereinfachung, insbesondere auch im Zuge der weiteren Digitalisie-
rung des Verwaltungsverfahrens zugunsten von Verwaltung und Eltern. Anknüpfungspunkt 
ist nunmehr der Wohnsitz des Kindes, für das Elterngeld beansprucht wird, zum Zeitpunkt 
der ersten Antragstellung auf Elterngeld. Damit werden Mehrfachzuständigkeiten vermie-
den, wenn die Eltern nicht im Zuständigkeitsbereich einer Elterngeldstelle wohnen. Im Falle 
eines Wohnortwechsels ändert sich die örtliche Zuständigkeit nicht. Damit entfällt ein zu-
sätzlicher Verwaltungsaufwand, der bislang regelmäßig mit der Aufnahme aller Daten zum 
Fall durch die neu zuständig gewordene Elterngeldstelle verbunden ist. Eine Vereinfachung 
ergibt sich auch dadurch, dass für alle Verwaltungsverfahren, die sich auf Ansprüche auf 
Elterngeld für ein bestimmtes Kind beziehen (zum Beispiel Verfahren nach §§ 44, 45, 48 
des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch), immer die gleiche Elterngeldstelle zuständig ist. 
Die durch einen Zuständigkeitswechsel bedingten Unschärfen in der Elterngeldstatistik wer-
den vermieden. 

Satz 3 bleibt dem Grunde nach bestehen und greift, wenn Satz 2 mangels Wohnsitzes des 
Kindes im Inland nicht anwendbar ist. Dieser Anwendungsbereich wird durch Ergänzung 
des Wortlauts klargestellt.  

Die Streichung der Worte „Lebenspartner oder Lebenspartnerin“ erfolgt auf 
Grundlage von § 21 LPartG, nachdem Regelungen für Eheleute, die nach dem 22. 
Dezember 2018 in Kraft treten, auch für Lebenspartner gelten. Aus 
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Konsistenzgründen wurde die Streichung in allen relevanten Vorschriften des 
BEEG vorgenommen.  

Zu Buchstabe c 

Die Verschiebung von § 12 Absatz 1 Satz 2 zu § 12 Absatz 2 dient der Übersichtlichkeit. 

Zu Buchstabe d 

Der neue Absatz 3 regelt die Bewirtschaftung der Haushaltsmittel des Bundes für das El-
terngeld. Die Verschiebung von § 12 Absatz 2 zu § 12 Absatz 3 Satz 1 dient der Übersicht-
lichkeit. Die Streichung des Begriffs „Betreuungsgeld“ im neuen Absatz 3 Satz 1 erfolgt auf 
Grund des Wegfalls des Betreuungsgeldes, das mit Entscheidung des Bundesverfassungs-
gerichts vom 21. Juli 2015 – 1 BvF 2/13 – (BGBl. I S. 1565) für mit dem Grundgesetz un-
vereinbar und nichtig erklärt wurde. 

Bei dem neu eigefügten Absatz 3 Satz 2 handelt es sich um eine Konkretisierung zu Satz 
1. Bußgelder und Gerichtsvollzieherkosten bleiben hiervon unberührt.

Die Neuregelung legt fest, dass für die Bewirtschaftung der Ausgaben für das Elterngeld 
und der damit zusammenhängenden Einnahmen die Vorschriften über das Haushaltsrecht 
des Bundes gelten. Die Neuregelung dient der Verwaltungsvereinheitlichung.  

Bisher gelten für die Bewirtschaftung der Haushaltsmittel des Bundes für das Elterngeld 
grundsätzlich die Haushaltsordnungen der Länder bzw. Gemeinden. Als Folge bestehen 
wesentliche Unterschiede zum Beispiel bei den Wertgrenzen zur Zuständigkeit der Ent-
scheidung über Stundungen, Niederschlagungen und Erlasse von Forderungen. Weitere 
Divergenzen ergeben sich bei der Frage, ob eine Forderung verzinst wird oder ab welcher 
Wertgrenze nach erfolgter Vollstreckung in das bewegliche Vermögen weitere Maßnahmen 
einzuleiten sind.  

Darüber hinaus bedienen sich die Elterngeldstellen bei der Bewirtschaftung der Haushalts-
mittel des Bundes sowie zur Buchung der Geldforderungen des Bundes des in der Bundes-
verwaltung eingeführten automatisierten Verfahrens. Die Buchungen der Elterngeldstellen 
in diesem Verfahren erfolgen bisher nicht einheitlich, da für die Elterngeldstellen noch nicht 
die Vorschriften über das Haushaltsrecht des Bundes gelten

Durch die Anwendung der Vorschriften über das Haushaltsrecht des Bundes wird eine ein-
heitliche Bewirtschaftung der Haushaltsmittel und eine effektive Ausübung der Bundesauf-
sicht unterstützt. 

Zu Nummer 16 

Bei der Streichung in § 14 Absatz 3 handelt es sich um eine Folgeänderung aufgrund der 
Neufassung des § 12 Absatz 1.

Zu Nummer 17 

Aus Abschnitt 4 wird „Abschnitt 3: Elternzeit für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer“. Da-
bei handelt es sich um eine Folgeänderung auf Grund der Aufhebung des ursprünglichen 
Abschnitts 2 zum Betreuungsgeld.

Zu Nummer 18 

Zu Buchstabe a 

Mit der Änderung in § 15 Absatz 4 Satz 1 und Satz 2 wird in Anlehnung an die Neuregelung 
in § 1 Absatz 6 auch während der Elternzeit eine neue zulässige Arbeitszeitgrenze von 32
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Wochenstunden festgelegt. Mit dieser Regelung werden Eltern erreicht, die während der 
Elternzeit in höheren Stundenumfängen arbeiten möchten. Alle Regelungen, die die zuläs-
sige Arbeitszeit betreffen, gelten unverändert weiter. 

Die Ersetzung des Wortes „kann“ durch das Wort „darf“ ist redaktionell bedingt und führt zu 
keiner Änderung der derzeitigen Rechtslage. 

Zu Buchstabe b 

Bei der Änderung der Regelung für 32 Wochenstunden in § 15 Absatz 7 Satz 1 Nummer 3 
handelt es sich um eine Folgeänderung zu § 15 Absatz 4 Satz 1.

Zu Nummer 19 

Bei der Änderung in § 18 handelt es sich um eine Folgeänderung in Folge der Neustruktu-
rierung des § 4, die mit keiner Änderung der derzeitigen Rechtslage verbunden ist.

Zu Nummer 20 

Zum Ausbau der Teilzeitberufsausbildung wird § 20 Absatz 1 Satz 2 so ergänzt, dass eine 
Anrechnung ermöglicht wird, wenn während der Elternzeit die Berufsausbildung nach § 7a 
Berufsbildungsgesetz oder § 27b Handwerksordnung in Teilzeit fortgesetzt wird. Dies ist 
eine konsequente Folge der Novellierung des Berufsbildungsgesetzes zum Jahr 2020. Mit 
der Novelle wurde die Möglichkeit einer Teilzeitberufsausbildung deutlich ausgeweitet und 
flexibilisiert. Es entfällt die Notwendigkeit eines „berechtigten Interesses“ für eine Teilzeit-
berufsausbildung. Die Teilzeitberufsausbildung wird damit von einer Ausnahmelösung für 
besondere Lebenslagen zu einer Gestaltungsoption für die Durchführung von Berufsaus-
bildungen (BT-Drs. 19/10815, S. 55). 

Dieser Entwicklung wird auch im BEEG Rechnung getragen. Durch die Ergänzung des § 
20 Absatz 1 Satz 2 kann sich die Dauer einer Berufsausbildung für Auszubildende, die El-
ternzeit in Anspruch nehmen, deutlich verringern und die Ausbildung muss nicht unterbro-
chen werden. Es entsteht eine zusätzliche Option zur Gestaltung der Berufsausbildung, die 
gemeinsam von Betrieb und Auszubildendem genutzt werden kann. Die Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie wird für Auszubildende damit noch stärker gefördert. Für die Betriebe 
entsteht bei Nutzung der Neuregelung durch die frühere Verfügbarkeit einer vollausgebil-
deten Fachkraft eine strukturelle Rendite und sie vermeiden Vorhaltekosten. Insgesamt 
profitieren Auszubildende und Betriebe. 

Zu Nummer 21 

Aus Abschnitt 5 wird „Abschnitt 4: Statistik und Schlussvorschriften“. Dabei handelt es sich 
um eine Folgeänderung auf Grund der Aufhebung des ursprünglichen Abschnitts 2 zum 
Betreuungsgeld und der damit einhergehenden neuen Nummerierung der Abschnitte.  

Zu Nummer 22 

Zu Buchstabe a 

Die Streichung in § 22 Absatz 1 Satz 1 erfolgt auf Grund des Wegfalls des Betreuungsgel-
des, das mit Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 21. Juli 2015 – 1 BvF 2/13 
– (BGBl. I S. 1565) für mit dem Grundgesetz unvereinbar und nichtig erklärt wurde.
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Zu Buchstabe b 

Zu Doppelbuchstabe aa 

Bei der Änderung des § 22 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 handelt es sich um eine Folgeände-
rung aufgrund der Neustrukturierung des § 4a Absatz 1 und Absatz 2 Satz 1. 

Zu Doppelbuchstabe bb 

Bei der Änderung des § 22 Absatz 2 Satz 1 Nummer 5 handelt es sich um eine Folgeände-
rung aufgrund der Neustrukturierung der §§ 4b und 4c. 

Zu Doppelbuchstabe cc 

Zu Dreifachbuchstabe aaa 

Bei der Änderung in § 22 Absatz 2 Satz 1 Nummer 8d handelt es sich um eine redaktionelle 
Anpassung. 

Zu Dreifachbuchstabe bbb 

In § 22 Absatz 2 Satz 1 Nummer 8e wird das neue Erhebungsmerkmal „alleinerziehend 
nach § 4c Satz 1 Nummer 1“ in den Katalog der Erhebungsmerkmale für die Elterngeld 
beziehende Person aufgenommen. Bislang wird dieses Merkmal statistisch nicht erfasst. 

Alleinerziehende kümmern sich allein um ihre Kinder und sind für das Haushaltseinkommen 
verantwortlich. Sie benötigen daher besondere Unterstützung. Um insoweit Erkenntnisse 
für eine mögliche Weiterentwicklung des Elterngeldes zu gewinnen, sind statistische Daten 
zur Inanspruchnahme durch alleinerziehende Elternteile erforderlich.

Zu Dreifachbuchstabe ccc 

Bei der Änderung des § 22 Absatz 2 Satz 1 Nummer 8 f handelt es sich um ein Folgeände-
rung aufgrund des neu eigefügten § 22 Absatz 2 Satz 1 Nummer 8 e. 

Zu Buchstabe c 

Die Aufhebung des § 22 Absätze 3 und 4 erfolgt auf Grund des Wegfalls des Betreuungs-
geldes, das mit Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 21. Juli 2015 – 1 BvF 
2/13 – (BGBl. I S. 1565) für mit dem Grundgesetz unvereinbar und nichtig erklärt wurde.  

Zu Buchstabe d 

Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3. Dies ist eine Folgeänderung aufgrund der Streichung 
des Absatzes 3.

Zu Nummer 23 

Die Streichung in § 26 Absatz 1 erfolgt auf Grund des Wegfalls des Betreuungsgeldes, das 
mit Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 21. Juli 2015 – 1 BvF 2/13 – (BGBl. 
I S. 1565) für mit dem Grundgesetz unvereinbar und nichtig erklärt wurde. 

Zu Nummer 24 

Bei den Änderungen in § 27 handelt es sich um Folgeänderungen in Folge der Neustruktu-
rierung des § 4, die mit keiner Änderung der derzeitigen Rechtslage verbunden sind.
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Zu Nummer 25 

Zu Buchstabe a 

Zu Doppelbuchstabe aa 

Nach § 28 Absatz 1 gelten die Änderungen für Geburten ab dem 1. September 2021.  

Zu Doppelbuchstabe bb 

Die Übergangsregelung im bisherigen § 28 Absatz 1 Satz 2 wird zur Rechtsbereinigung 
aufgehoben. Sie kann entfallen, da zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes keine 
Anträge mehr für Kinder gestellt werden können, die vor dem 1. Juli 2015 geboren oder mit 
dem Ziel der Adoption aufgenommen wurden. 

Die Übergangsregelung im bisherigen Absatz 1 Satz 3 wird zur Rechtsbereinigung aufge-
hoben. 

Zu Artikel 2 (Änderung des Ersten Buches Sozialgesetzbuch) 

Zu Nummer 1 

Die Streichung in der Inhaltsübersicht zu § 25 erfolgt auf Grund des Wegfalls des Betreu-
ungsgeldes, das mit Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 21. Juli 2015 – 1 
BvF 2/13 – (BGBl. I S. 1565) für mit dem Grundgesetz unvereinbar und nichtig erklärt wurde. 

Zu Nummer 2 

Zu Buchstabe a 

Die Streichung in der Überschrift zu § 25 erfolgt auf Grund des Wegfalls des Betreuungs-
geldes, das mit Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 21. Juli 2015 – 1 BvF 
2/13 – (BGBl. I S. 1565) für mit dem Grundgesetz unvereinbar und nichtig erklärt wurde.  

Zu Buchstabe b 

Die Streichung in § 25 Absatz 2 erfolgt auf Grund des Wegfalls des Betreuungsgeldes, das 
mit Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 21. Juli 2015 – 1 BvF 2/13 – (BGBl. 
I S. 1565) für mit dem Grundgesetz unvereinbar und nichtig erklärt wurde. 

Zu Nummer 3 

Die Streichung in § 54 Absatz 3 Nummer 1 erfolgt auf Grund des Wegfalls des Betreuungs-
geldes, das mit Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 21. Juli 2015 – 1 BvF 
2/13 – (BGBl. I S. 1565) für mit dem Grundgesetz unvereinbar und nichtig erklärt wurde.  

Zu Nummer 4 

Auf Grund des Wegfalls des Betreuungsgeldes, das mit Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts vom 21. Juli 2015 – 1 BvF 2/13 – (BGBl. I S. 1565) für mit dem Grundgesetz 
unvereinbar und nichtig erklärt wurde, wird die Abschnittsbezeichnung „Abschnitt 2“ Betreu-
ungsgeld gestrichen und der vorherige Abschnitt drei wird Abschnitt zwei.

Zu Artikel 3 (Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch) 

Die Streichung in § 56 Absatz 3 Satz 1 erfolgt auf Grund des Wegfalls des Betreuungsgel-
des, das mit Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 21. Juli 2015 – 1 BvF 2/13 
– (BGBl. I S. 1565) für mit dem Grundgesetz unvereinbar und nichtig erklärt wurde.
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Zu Artikel 4 (Änderung des Zweiten Gesetzes über die Krankenversicherung der 
Landwirte) 

Die Streichung in § 46 erfolgt auf Grund des Wegfalls des Betreuungsgeldes, das mit Ent-
scheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 21. Juli 2015 – 1 BvF 2/13 – (BGBl. I S. 
1565) für mit dem Grundgesetz unvereinbar und nichtig erklärt wurde. 

Zu Artikel 5 (Änderung des Gesetzes zur Koordinierung der Systeme der sozialen 
Sicherheit in Europa) 

Die Streichung in § 4 erfolgt auf Grund des Wegfalls des Betreuungsgeldes, das mit Ent-
scheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 21. Juli 2015 – 1 BvF 2/13 – (BGBl. I S. 
1565) für mit dem Grundgesetz unvereinbar und nichtig erklärt wurde.  

Zu Artikel 6 (Änderung der Mutterschutz- und Elternzeitverordnung) 

Dies ist eine Folgeänderung aufgrund der Neustrukturierung des § 4 und § 4c. 

Zu Artikel 7 (Inkrafttreten) 

Artikel 7 regelt das Inkrafttreten. Betroffene Eltern sollen möglichst früh von den Vorzügen 
der Neuregelungen profitieren. Ein noch früheres Inkrafttreten ist aus technischen Gründen 
(Umsetzung in den Ländern) nicht möglich. Die Frist ist erforderlich, um die notwendigen 
Maßnahmen zur Umsetzung der Neuregelungen (etwa die programmtechnische Umset-
zung oder die Durchführung von Schulungen) in angemessenem Umfang durchführen zu 
können.
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